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Regulierung

Telekommunikation

Vfg Nr. 68/2023

Allgemeinzuteilung von Frequenzen zur Nutzung durch Zug-
beeinflussungssysteme zur Sicherung des Schienenverkehrs 
öffentlicher Eisenbahnen und des öffentlichen Personennah-
verkehrs

Gemäß § 91 Abs. 2 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) wer-

den hiermit Frequenzen für die Nutzung durch die Allgemeinheit 

durch Zugbeeinflussungssysteme sowie für die Informationsüber-

tragung im Schienenverkehr öffentlicher Eisenbahnen und des öf-

fentlichen Personennahverkehrs zugeteilt.

Die Amtsblattverfügung 85/2021 „Allgemeinzuteilung von Frequen-

zen zur Nutzung durch Zugbeeinflussungssysteme zur Sicherung des 

Schienenverkehrs öffentlicher Eisenbahnen und des öffentlichen Per-

sonennahverkehrs“, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 21/2021 der Bun-

desnetzagentur, wird widerrufen. Der bereits erfolgte Widerruf weiterer 

früherer Versionen der Allgemeinzuteilung (Vfg. 60/2011 im Amtsblatt 

Nr. 17/2011, Vfg. 32/2004 im Amtsblatt Nr. 16/2004) bleibt bestehen.

1. Frequenznutzungsparameter

Frequenz(en) 
in kHz

Maximal zulässige magnetische 

Feldstärke in 10 Meter Messentfernung

1 36 60 dBµA/m

2 50 60 dBµA/m

3 56 60 dBµA/m

4 91 40 dBµA/m

5 100 66 dBµA/m

6 200 12 dBµA/m

7 250 18 dBµA/m

8 300 10 dBµA/m

9 823,5 / 875 10 dBµA/m *

*  Dieser Wert ist nur für Deutschland 

gültig und kannals Nachweis ande-

rer Richtlinien in Europa oder welt- 

weit nicht herangezogen werden. Es 

ist sicherzustellen,dass der Grenzwert 

von -5 dBµA/m in 10 m Messentfernung 

der ERC-Empfehlung 70-03 im Ausland 

eingehalten wird.

   Für Bestandsanlagen, die vor 2005 in 

Betrieb genommen wurden, sowie 

deren geringfügigen Erweiterungen gilt 

abweichend eine maximal zulässige 

magnetische Feldstärke in 10 Meter 

Messentfernung von 35 dBµA/m.

2. Bestimmungen zur Vermeidung von Störungen bei ande-
ren Funkanwendungen

2.1. Die belegte Bandbreite der Aussendungen (gemäß der 

Definition in Art. 1 der Radio Regulations der Internatio-

nalen Fernmeldeunion (ITU)) ist begrenzt auf 10 % des 

Betrages der Mittenfrequenz - bei 91 kHz, 100 kHz, 200 kHz, 

250 kHz, 300 kHz, 823,5 kHz und 875 kHz – bzw. auf 

+/- 10 kHz - bei 36 kHz, 50 kHz und 56 kHz.

2.2. Die Nutzung der Frequenzen für Zugbeeinflussungssys-

teme ist nicht an einen bestimmten technischen Stan-

dard gebunden. Sie ist räumlich auf Gleisanlagen und 

entlang von Schienen begrenzt.

2.3. Bei den Frequenznutzungen 823,5/875 kHz ist die  

zulässige Länge der Leiterschleifen gemäß EN 300 330 

auf maximal 500 Meter beschränkt. Die zulässige Fach-

länge zwischen zwei Kreuzungsstellen ist auf 10 Meter 

beschränkt.

2.4. Bei den Frequenznutzungen 823,5/875 kHz durch die 

genannten Bestandsanlagen dürfen keine tatsächlichen 

Störungen aufgrund des erhöhten Grenzwertes entste-

hen. Bei einer Störung des primären Rundfunkdienstes 

im Band oder bei Störungen von benachbarten Funk-

diensten ist die Anlage unverzüglich abzuschalten.

3. Befristung

Diese Allgemeinzuteilung ist bis zum 31.12.2031 befristet.

Hinweise:

1. Die oben genannten Frequenzen werden auch für andere Funk-

anwendungen genutzt. Die Bundesnetzagentur übernimmt kei-

ne Gewähr für eine Mindestqualität oder Störungsfreiheit des 

Funkverkehrs. Es besteht kein Schutz vor Beeinträchtigungen 

durch andere bestimmungsgemäße Frequenznutzungen.

2. Eine Nutzung zugeteilter Frequenzen darf nur mit Funkanlagen 

erfolgen, die für den Betrieb in der Bundesrepublik Deutschland 

vorgesehen bzw. gekennzeichnet sind (§ 99 Abs. 6 TKG).

3. Diese Frequenzzuteilung berührt nicht rechtliche Verpflichtun-

gen, die sich für die Frequenznutzer aus anderen öffentlich-

rechtlichen Vorschriften, auch telekommunikationsrechtlicher 

Art, oder Verpflichtungen privatrechtlicher Art ergeben. Dies 

gilt insbesondere für Genehmigungs- oder Erlaubnisvorbehal-

te (z.B. baurechtlicher oder umweltrechtlicher Art).

4. Der Frequenznutzer ist für die Einhaltung der Zuteilungsbe-

stimmungen und für die Folgen von Verstößen, z. B. Abhilfe-

maßnahmen und Ordnungswidrigkeiten verantwortlich.

5. Beim Auftreten von Störungen sowie im Rahmen technischer 

Überprüfungen werden die Parameter der europäisch harmo-

nisierten Norm EN 300 330 zu Grunde gelegt. Hinweise zu 

Messvorschriften und Testmethoden, die zur Überprüfung der 

o. g. Parameter beachtet werden müssen, sind ebenfalls die-

sen Normen zu entnehmen.

6. Der Bundesnetzagentur sind gemäß § 204 TKG auf Anfrage 

alle zur Sicherstellung einer effizienten und störungsfreien 

Frequenznutzung erforderlichen Auskünfte über das Funk-

netz, die Funkanlagen und den Funkbetrieb, insbesondere Ab-

lauf und Umfang des Funkverkehrs, zu erteilen. Erforderliche 

Unterlagen sind bereitzustellen.

225-8
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Vfg Nr. 69/2023

Festlegung von Endkundenpreisen für Anrufe bei 118er Rufnummern für Auskunftsdienste

Auf der Grundlage von § 123 Abs. 7 Telekommunikationsgesetz vom 23.06.2021 (BGBl I, S. 1858), das zuletzt 

durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden ist (TKG), wird hinsicht-

lich der Preise für Anrufe bei 118er Rufnummern für Auskunftsdienste Folgendes festgelegt:

1. Tarifschema

Für 118er Rufnummern gilt ab dem 01.12.2024 folgendes Tarifschema:

Tarifbezeichnung Endkundenpreis in €/min

(einschließlich USt. und sonstiger  

Preisbestandteile)

Zusätzlicher

Endkundenpreis pro Anruf in €

(einschließlich USt. und sonstiger Preisbestandteile)

A1 0,49

A2 0,99

A3 1,99

A4 2,49

A5 2,99

A6 0,99 1,99

A7 1,99 0,49

A8 1,99 0,99

2. Tarifzuordnung

Jede zugeteilte 118er Rufnummer ist durch den Zuteilungsnehmer der Rufnummer einer Tarifbezeichnung gemäß 

Abschnitt 1 zuzuordnen.

2.1 Erstmalige Tarifzuordnung

2.1.1 Tarifzuordnung bei Neuzuteilungen

Bei der Beantragung einer 118er Rufnummer gibt der Antragsteller im Antragsformular an, welcher Tarifbezeich-

nung die beantragte Rufnummer zugeordnet werden soll.

2.1.2 Tarifzuordnung bei Bestandszuteilungen – Nacherhebung

Bei Bestandszuteilungen teilt der Zuteilungsnehmer der Bundesnetzagentur schriftlich mit, welcher Tarifbezeich-

nung die zugeteilte Rufnummer ab dem 01.12.2024 zugeordnet werden soll.

Das Schreiben ist zu richten an:

Bundesnetzagentur

Nummernverwaltung

Postfach 8001

55003 Mainz

bzw.

Bundesnetzagentur

Nummernverwaltung

Canisiusstraße 21

55122 Mainz.
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Mitteilungen sind ab dem 13.07.2023 möglich.

Wenn der Dienst zum 01.12.2024 erreichbar sein soll, muss die Mitteilung spätestens bis zum 24.05.2024 bei 

der Bundesnetzagentur eingegangen sein (Datum des Eingangsstempels). Geht die Mitteilung danach ein, wird 

der Tag, an dem die Tarifkennung gilt, wie folgt ermittelt:

● Eingangsdatum plus drei Monate und eine Woche.

● Sofern dieses Datum nicht der Erste eines Monats ist: Der Erste des Folgemonats.

● Sofern dieses Datum vor dem 01.01.2025 liegt: 01.01.2025.

2.2 Tarifwechsel

Der Zuteilungsnehmer kann der Bundesnetzagentur schriftlich einen Tarifwechsel mitteilen. Die Mitteilung muss 

eine Angabe umfassen, zu welchem Datum der Tarifwechsel erfolgen soll. Das Datum für den Tarifwechsel muss 

kumulativ die folgenden Kriterien erfüllen:

1. Es handelt sich um einen 01.04, 01.08. oder 01.12.

2. Das Datum liegt mindestens drei Monate und eine Woche nach dem Tag der Mitteilung an die Bundesnetz-

agentur (Datum des Eingangsstempels).

3. Das Datum liegt höchstens sechs Monate nach dem Tag der Mitteilung an die Bundesnetzagentur (Datum 

des Eingangsstempels).

4. Das Datum liegt nicht vor dem 01.04.2025.

Die Mitteilung zu dem Tarifwechsel ist an die in Abschnitt 2.1.2 genannte Adresse zu senden.

3. Liste

Die Bundesnetzagentur führt eine Liste aller Tarifzuordnungen. Die Liste umfasst auch Angaben über vergan-

gene Tarifwechsel (komplette Historie).

Die Liste berücksichtigt

a) alle Tarifzuordnungen aus Neuzuteilungen,

b) alle erstmaligen Tarifzuordnungen bei Bestandszuteilungen, die der Bundesnetzagentur ordnungsgemäß 

übermittelt wurden, und

c) alle Tarifwechsel, die der Bundesnetzagentur ordnungsgemäß übermittelt wurden.

Die Liste hat folgendes Format:

1 2 3 4 5

Auskunftsdiensterufnummer Zuteilungsnehmer Tarifbezeichnung Gültig ab Gültig bis

[118xx] [Name Unternehmen] [Ax] [Datum 1] [Datum 2]

In Spalte 4 steht bei Neuzuteilungen das vom Antragsteller angegebene Datum für das Wirksamwerden der Tarif-

zuordnung, bei Bestandszuteilungen der 01.12.2024 bzw. das gemäß Abschnitt 2.1.2 ermittelte Datum und bei 

Zeilen aufgrund von Tarifwechseln der Tag, ab dem der neue Tarif gilt.

Gibt es zu einer Auskunftsdiensterufnummer nur eine Zeile (also bislang keinen Tarifwechsel), bleibt Spalte 5 frei.

Gibt es zu einer Auskunftsdiensterufnummer zwei oder mehr Zeilen, bleibt Spalte 5 in der Zeile mit der neuen, 

aktuell geltenden Tarifbezeichnung frei. In allen übrigen Zeilen steht in Spalte 5 der letzte Gültigkeitstag zu der in 

Spalte 3 genannten Tarifbezeichnung.
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4. Veröffentlichung der Tarifinformation auf der Internetseite der Bundesnetzagentur

Die Liste gemäß Abschnitt 3 wird auf der folgenden Internetseite veröffentlicht:

www.bundesnetzagentur.de/118xy.

Die Veröffentlichung wird nach jeder Änderung der Liste unter Angabe des Veröffentlichungsdatums aktualisiert. 

Eine Bereitstellung von Listen aus der Vergangenheit erfolgt nicht.

Die erstmalige Veröffentlichung der Liste erfolgt am 03.06.2024.

5. Ausschließliche Geltung der gewählten Tarifzuordnung

Wer eine Verbindung zu einer 118er Rufnummer in Rechnung stellt, ist ab dem 01.12.2024 verpflichtet, aus-

schließlich den Tarif gemäß der Tarifbezeichnung zu verwenden, der die Rufnummer zugeordnet wurde. Die 

Zuordnung der 118er Rufnummer zu einer Tarifbezeichnung ist in der unter Abschnitt 3 und Abschnitt 4 beschrie-

benen Liste hinterlegt.

Ab dem 01.12.2024 dürfen zu 118er Rufnummern, denen in der Liste nach Abschnitt 3 keine aktuell gültige Tarif-

bezeichnung zugeordnet ist, keine Verbindungen aufgebaut werden.

6. Preisansage nach § 110 Abs. 1 TKG

Bei einem Anruf bei einem sprachgestützten Auskunftsdienst aus einem Mobilfunknetz ist ab dem 01.12.2024 

der Betreiber des Mobilfunknetzes zur Preisansage gemäß § 110 Abs. 1 TKG verpflichtet.

Bei einem Anruf bei einem sprachgestützten Auskunftsdienst aus einem Festnetz ist ab dem 01.12.2024 der 

Netzbetreiber, in dessen Netz die angerufene Auskunftsrufnummer geschaltet ist, zur Preisansage gemäß § 110 

Abs. 1 TKG verpflichtet.

7. Bekanntgabe und Wirksamkeit

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 210 Satz 4 TKG in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungs-

verfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt 

durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist (VwVfG) am 

13.07.2023, dem Tag nach ihrer vollständigen Veröffentlichung auf der Internetseite der Bundesnetzagentur 

sowie ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Bundesnetzagentur, als öffentlich bekannt gegeben. Sie wird  

damit am 13.07.2023 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Bundesnetzagen-

tur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn erhoben werden.

Widerspruch und Klage gegen die oben getroffene Entscheidung haben nach § 217 Abs. 1 TKG keine aufschie-

bende Wirkung.

Hinweis

Diese Verfügung wird vollständig im Internet veröffentlicht unter:

http://www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg

113a 3823

http://www.bundesnetzagentur.de/118xy


625

Bonn, 12. Juli 2023

Amtsblatt der Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen

– Regulierung, Telekommunikation   –13   2023

Vfg Nr. 70/2023

Änderung des Nummernplans Auskunftsdienste

A. Der Nummernplan Auskunftsdienste gemäß der Verfügung 

50/2020 (Amtsblatt 8/2020 vom 06.05.2020; geändert durch Ver-

fügung 65/2022, Amtsblatt 15/2022 vom 10.08.2022) wird wie folgt 

geändert

(neuer Text ist unterstrichen, wegfallender Text ist durchgestrichen; 

redaktionelle Hinweise sind in kursiv kenntlich gemacht):

„Nummernplan Auskunftsrufnummern

1. Rechtsgrundlage

Auskunftsrufnummern sind Nummern gemäß § 3 Nr. 34 Telekom-

munikationsgesetz vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt 

durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1166) 

Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) 

geändert worden ist (TKG).

[die nachfolgenden Passagen bleiben unverändert]

Das Antragsverfahren ist in Form einer Amtsblattmitteilung geson-

dert veröffentlicht (siehe Mitteilung 148/2022, Amtsblatt 15/2022 

vom 10.08.2022 116/2023, Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023).

[die nachfolgenden Passagen bleiben unverändert]

6. Sonstige Nutzungsbedingungen

6.1 Frist zur Nutzung

Die Rufnummern gemäß Abschnitt 2 müssen spätestens 90 180 

Tage nach Zugang der Zuteilung genutzt werden.

[die nachfolgenden Passagen bleiben unverändert]“.

B. Diese Verfügung gilt gemäß § 210 Satz 4 TKG in Verbindung mit 

§ 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 

2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des 

Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist 

(VwVfG), am 13.07.2023, dem Tag nach ihrer Veröffentlichung auf 

der Internetseite der Bundesnetzagentur sowie ihrer Bekanntma-

chung im Amtsblatt der Bundesnetzagentur, als öffentlich bekannt 

gegeben. Sie wird damit am 13.07.2023 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe Widerspruch bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn, oder bei einer sonstigen Dienststelle der Bundesnetzagentur 

erhoben werden.

Widerspruch und Klage gegen die oben getroffene Entscheidung 

haben nach § 217 Abs. 1 TKG keine aufschiebende Wirkung.

Hinweis

Diese Verfügung wird vollständig, d.h. einschließlich Begründung, 

im Internet veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg.

113a 3823-1

Vfg Nr. 71/2023

Teilweiser Widerruf bestehender Zuteilungen für Auskunftsruf-
nummern

Durch die Verfügung 70/2023 (Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023) 

werden am 13.07.2023 Änderungen des Nummernplans Auskunfts-

rufnummern gemäß der Verfügung 50/2020 wirksam.

Alle bestehenden Zuteilungen von Auskunftsrufnummern werden 

mit Wirkung zum 13.07.2023 insoweit widerrufen, als dass ab die-

sem Zeitpunkt die aufgrund der Verfügung 70/2023 geänderten 

Nutzungsbedingungen des Nummernplans Auskunftsrufnummern 

gelten.

Diese Verfügung gilt gemäß § 210 Satz 4 vom 23. Juni 2021 (BGBl. 

I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden ist (TKG), in Verbindung mit 

§ 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 2003 

(BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes 

vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist (VwVfG), 

am 13.07.2023, dem Tag nach ihrer Veröffentlichung auf der Inter-

netseite der Bundesnetzagentur sowie ihrer Bekanntmachung im 

Amtsblatt der Bundesnetzagentur, als öffentlich bekannt gegeben. 

Sie wird damit am 13.07.2023 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe Widerspruch bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn, oder bei einer sonstigen Dienststelle der Bundesnetzagentur 

erhoben werden.

Widerspruch und Klage gegen die oben getroffene Entscheidung 

haben nach § 217 Abs. 1 TKG keine aufschiebende Wirkung.

Hinweis

Diese Verfügung wird vollständig, d.h. einschließlich Begründung, 

im Internet veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg.

113a 3823-1

Vfg Nr. 72/2023

Festlegung von Endkundenpreisen für Anrufe bei (0)900er Ruf-
nummern für Premium-Dienste zum 01.12.2024

1. Auf der Grundlage von § 123 Abs. 7 Telekommunikationsgesetz 

vom 23.06.2021 (BGBl I, S. 1858; TKG), das zuletzt durch Artikel 5 

des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert wor-

den ist, werden für Anrufe bei (0)900er Rufnummern für Premium-

Dienste folgende Endkundenpreise (incl. USt.) festgelegt:

http://www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg
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Tarifbezeichnung Dienstekennzahl

Endkundenpreis  
in €/min

(einschließlich USt. 

und sonstiger  

Preisbestandteile)

P0 (0)900-0 0,49 €

P1 (0)900-1 0,69 €

P2 (0)900-2 0,99 €

P3 (0)900-3 1,49 €

P4 (0)900-4 1,69 €

P5 (0)900-5 1,99 €

P6 (0)900-6 2,29 €

P7 (0)900-7 2,49 €

P8 (0)900-8 2,99 €

2. Die Festlegung nach Ziffer 1 gilt ab dem 01.12.2024.

3. Bezüglich der Verpflichtung zur Preisansage wird Folgendes fest-

gelegt:

3.1 Bei einem Anruf bei einem sprachgestützten Premium-Dienst 

aus einem Mobilfunknetz ist ab dem 01.12.2024 der Betreiber des 

Mobilfunknetzes zur Preisansage gemäß § 110 Abs. 1 TKG ver-

pflichtet.

3.2 Bei einem Anruf bei einem sprachgestützten Premium-Dienst 

aus einem Festnetz ist ab dem 01.12.2024 der Netzbetreiber, in des-

sen Netz die angerufene Premium-Dienste-Rufnummer geschaltet 

ist, zur Preisansage gemäß § 110 Abs. 1 TKG verpflichtet.

4. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 210 Satz 4 TKG in Ver-

bindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. 

I S. 102), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 

25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist (VwVfG), am 

13.07.2023, dem Tag nach ihrer Veröffentlichung auf der Internet-

seite der Bundesnetzagentur sowie ihrer Bekanntmachung im 

Amtsblatt der Bundesnetzagentur, als öffentlich bekannt gegeben. 

Sie wird damit am 13.07.2023 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe Widerspruch bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn erhoben werden.

Hinweis

Diese Verfügung wird vollständig, d.h. einschließlich Begründung, 

im Internet veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg.

113d 3825-4

Vfg Nr. 73/2023

Nummernplan (0)900 – Rufnummern für Premium-Dienste

1. Rechtsgrundlage

Rufnummern für Premium-Dienste sind Nummern gemäß § 3 Nr. 34 

des Telekommunikationsgesetzes (TKG) vom 23. Juni 2021 (BGBl. 

I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden ist.

Diese Verfügung legt gemäß § 108 Abs. 1 Satz 2 TKG und der Tele-

kommunikations-Nummerierungsverordnung (TNV) vom 5. Februar 

2008 (BGBl. I S. 141), die zuletzt durch Artikel 121 des Gesetzes 

vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, fest, 

wie der Nummernbereich für Premium-Dienste strukturiert und aus-

gestaltet ist.

Das Antragsverfahren für Rufnummern für Premium-Dienste wird 

in Form einer Amtsblattmitteilung gesondert veröffentlicht (Mittei-

lung Nr. 117/2023, Amtsblatt der Bundesnetzagentur Nr. 13 vom 

12.07.2023).

2. Format der Nummern und Untergliederung des Nummern-
bereichs

Der deutsche Nummernraum für die öffentliche Telekommunikation 

ist durch die Empfehlung E.164 der Internationalen Fernmeldeunion 

(ITU) definiert. In diesem Nummernraum wird der Nummernbereich 

(0)900 für Premium-Dienste bereitgestellt.

2.1 Regelung bis zum 30.11.2024

Rufnummern für Premium-Dienste setzen sich aus einer vierstelli-

gen Dienstekennzahl und einer sechsstelligen Teilnehmerrufnum-

mer zusammen. Die Dienstekennzahl besteht aus der Ziffernfolge 

„900“ und einer weiteren Kennzahl x. Bei einer Anwahl der Ruf-

nummer von einem deutschen Netzzugang ist der Rufnummer das 

Präfix „0“ voranzustellen.

Rufnummern für Premium-Dienste sind damit wie folgt strukturiert:

Präfix

0

Rufnummer für Premium-Dienste  

(10 Ziffern)

Dienstekennzahl 900x

 

(4 Ziffern)

Teilnehmerrufnummer

 

(6 Ziffern)

Es werden die Dienstekennzahlen (0)900x mit x = 1, 3, 5 bereit-

gestellt. Die Dienstekennzahlen (0)900x mit x = 0, 2, 4, 6, 7, 8, 9 

dienen als Reserve.

Hinweis: Die Bereitstellung von drei Kennziffern soll es Antragstel-

lern ermöglichen, sich diesbezüglich freiwillig der Inhaltekennung 

des vom Deutschen Verband für Telekommunikation und Medien 

(DVTM) herausgegebenen „Kodex Deutschland für Telekommu-

nikation und Medien“ (Kennzahl 1 für Information, Kennzahl 3 für 

Unterhaltung und Kennzahl 5 für sonstige Dienste; vgl. Ziffer 1.5.7 

und Anlage A5 des Kodex) zu unterwerfen. Anschlussinhaber sol-

len hierdurch die Möglichkeit haben, gezielt bestimmte Inhalte zu 

sperren. Der aktuell gültige Verhaltenskodex kann beim DVTM be-

zogen werden und ist im Internet unter http://www.dvtm.net online 

einsehbar und abrufbar. Die Zuordnung eines Inhaltes zu einer 

Dienstekennzahl erfolgt im Wege einer freiwilligen Selbstkontrolle 

und liegt nicht in der Zuständigkeit der Bundesnetzagentur.

2.2 Regelung ab dem 01.12.2024

Rufnummern für Premium-Dienste setzen sich aus einer vierstelli-

gen Dienstekennzahl und einer sechsstelligen Teilnehmerrufnum-

http://www.dvtm.net
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mer zusammen. Die Dienstekennzahl besteht aus der Ziffernfolge 

„900“ und einer Tarifkennziffer x. Den Dienstekennzahlen werden 

im Rahmen einer Preisfestlegung nach § 123 Abs. 7 TKG bestimm-

te Endkundenpreise zugeordnet. Bei einer Anwahl der Rufnummer 

von einem deutschen Netzzugang ist der Rufnummer das Präfix „0“ 

voranzustellen.

Rufnummern für Premium-Dienste sind damit wie folgt strukturiert:

Präfix

0

Rufnummer für Premium-Dienste  

(10 Ziffern)

Dienstekennzahl 900x

 

(4 Ziffern)

Teilnehmerrufnummer

 

(6 Ziffern)

Es werden die Dienstekennzahlen (0)900x mit x = 0 bis 8 bereitge-

stellt. Die Dienstekennzahl (0)9009 dient als Reserve.

3. Nutzungszweck 

Rufnummern für Premium-Dienste dürfen ausschließlich für die 

Erbringung von Premium-Diensten im Sinne von § 3 Nr. 47 TKG 

genutzt werden.

4. Zuteilungsart und Zuteilungsvoraussetzungen

Die Zuteilung einer Rufnummer für Premium-Dienste erfolgt in Form 

einer direkten Zuteilung zur eigenen Verwendung im Sinne von 

§ 4 Abs. 2 Nr. 1 TNV. Die Zuteilung erfolgt auf Antrag.

4.1 Materielle Zuteilungsvoraussetzungen

Voraussetzung für eine Zuteilung ist, dass der Antragsteller die Ein-

richtung einer Rufnummer für Premium-Dienste bei einem Betreiber 

eines Telekommunikationsnetzes beauftragen will und beabsichtigt, 

bei ihrer Anwahl einen dem Nutzungszweck der Rufnummer ent-

sprechenden Dienst zu erbringen (vgl. Abschnitt 3). Die Beauftra-

gung kann direkt beim Betreiber eines Telekommunikationsnetzes 

oder indirekt über einen Diensteanbieter erfolgen. Zuteilungen wer-

den auch gegenüber dem Betreiber eines Telekommunikationsnet-

zes vorgenommen. Voraussetzung dafür ist, dass er beabsichtigt, 

bei ihrer Anwahl selbst einen dem Nutzungszweck der Rufnummer 

entsprechenden Dienst zu erbringen.

4.2 Formelle Zuteilungsvoraussetzungen

4.2.1 Ladungsfähige Anschrift im Inland

Der Antragsteller hat eine ladungsfähige Anschrift (Wohn- oder 

Geschäftssitz; bei juristischen Personen zusätzlich gesetzlicher 

Vertreter) im Inland mitzuteilen. Antragsteller mit Sitz im Ausland 

müssen einen allgemeinen Zustellungsbevollmächtigten mit einer 

ladungsfähigen Inlandsadresse angeben. Derselbe Antragstel-

ler kann nur eine ladungsfähige Anschrift bzw. einen allgemeinen  

Zustellungsbevollmächtigten angeben. Werden mehrere Anschrif-

ten bzw. allgemeine Zustellungsbevollmächtigte genannt, so gilt die 

erstgenannte Anschrift bzw. der erstgenannte allgemeine Zustel-

lungsbevollmächtigte im der Bundesnetzagentur zeitlich zuletzt 

zugegangenen Antrag als alleine mitgeteilt. Maßgeblich ist der Zeit-

punkt, zu dem der Antrag vollständig vorliegt. Der Antragsteller wird 

hierüber informiert.

4.2.2 Ausweispflicht

Der Antragsteller hat sich auszuweisen:

a) natürliche Personen durch Vorlage der Kopie eines Personalaus-

weises oder Reisepasses oder eines ähnlichen amtlichen Ausweises;

b) juristische Personen und Personengesellschaften durch Vorlage 

eines Handelsregisterauszuges; falls nicht vorhanden durch Vorla-

ge sonstiger Nachweise (z.B. Vereinsregisterauszug, Gewerbean-

meldung);

c) bei amtlich eingetragenen Gesellschaften bürgerlichen Rechts ist 

die amtliche Eintragung vorzulegen; bei amtlich nicht eingetragenen 

Gesellschaften bürgerlichen Rechts haben sich die geschäftsfüh-

renden Gesellschafter einzeln wie unter a) auszuweisen.

5. Sonstige Nutzungsbedingungen 

5.1 Nutzungsfrist 

Der Zuteilungsnehmer muss die Einrichtung der Rufnummer direkt 

oder indirekt über einen Diensteanbieter bei einem Betreiber eines 

Telekommunikationsnetzes beauftragen und die Rufnummer inner-

halb einer Frist von 180 Kalendertagen nach dem Wirksamwerden 

der Zuteilung nutzen.

5.2 Tarifierung

5.2.1 Regelung bis zum 30.11.2024

Rufnummern für Premium-Dienste haben keine Tarifkennung und 

sind dadurch flexibel tarifierbar, wobei jedoch die Vorgaben der 

§§ 109 ff. TKG – insbesondere zu Preishöchstgrenzen sowie Preis-

angaben und -ansagen – zu beachten sind.

Der Anbieter der weiteren Dienstleistung legt in Absprache mit dem 

Netzbetreiber, bei dem die Rufnummer eingerichtet wird, den Ta-

rif fest, zu dem Anrufer die Rufnummer aus nationalen öffentlichen 

Festnetzen erreichen können. Die Absprache erfolgt gegebenen-

falls indirekt über einen Diensteanbieter.

Für Anrufe aus öffentlichen Mobilfunknetzen ist im Rahmen dieses 

Nummernplans nicht geregelt, durch wen die Preisfestsetzung erfolgt.

5.2.2 Regelung ab dem 01.12.2024

Die Tarifierung erfolgt gemäß der Verfügung „Festlegung von End-

kundenpreisen für Anrufe bei (0)900er Rufnummern für Premium-

Dienste zum 01.12.2024“ (Verfügung 72/2023, Bundesnetzagentur 

Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023).

5.3 Verbot der Rufnummernnutzung durch den Zuteilungsnehmer 

für einen Dritten

Die Nutzung einer Rufnummer durch den Zuteilungsnehmer für 

einen Dritten im Rahmen einer Dienstleistung ist unzulässig. Eine 

solche Nutzung liegt vor, wenn ein Dritter den Zuteilungsnehmer 

beauftragt, für den Dritten unter der Rufnummer einen dem Zweck 

der Nummer entsprechenden Dienst zu erbringen. Vertragliche 

Gestaltungen, die auf eine rechtsgeschäftliche Weitergabe des Nut-

zungsrechts durch den Zuteilungsnehmer an den Dritten hinauslau-

fen, sind ebenfalls unzulässig (vgl. § 4 Abs. 5 TNV).

Es ist hingegen zulässig, als Zuteilungsnehmer die Inhalte von 

einem Inhalteanbieter (Zulieferer) zu beziehen, sofern der Zutei-

lungsnehmer im Außenverhältnis als Anbieter der Leistung auftritt 

und sich die Inhalte zurechnen lässt (also ein Dienstleistungsvertrag 

zwischen Zuteilungsnehmer der (0)900er-Rufnummer und Anrufer 

zustande kommt und der Zuteilungsnehmer für Handlungen des  

Zulieferers nach § 278 BGB im Außenverhältnis haftet) und der  

Zuteilungsnehmer die Rufnummer auch im Außenverhältnis bewirbt.
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5.4 Veränderung des Nummernformats

5.4.1 Rufnummernverlängerungen

Eine Rufnummernverlängerung durch den Zuteilungsnehmer für 

eigene Zwecke ist zulässig. Unter der Nutzung der Rufnummer für 

eigene Zwecke ist nur die unternehmensinterne Nutzung der verlän-

gerten Rufnummer zu verstehen. Ein Empfang externer Telefonate 

und Telefaxe unter der verlängerten Rufnummer ist hierbei nur dann 

zulässig, wenn der Zuteilungsnehmer oder ein Dienstleister des  

Zuteilungsnehmers unter der verlängerten Rufnummer erreichbar 

ist. Die erreichbaren natürlichen Personen oder Organisationseinhei-

ten müssen dem Zuteilungsnehmer zugehörig sein (z.B. als Arbeit-

nehmer) oder den Dienst in dessen Auftrag so erbringen (d.h. als 

Subunternehmer), dass der Dienstleister des Zuteilungsnehmers 

hierbei gegenüber dem Anrufer nicht selbst zum Diensteanbieter 

wird. Eine Verlängerung zu darüber hinausgehenden Zwecken ist 

nicht gestattet. Eine vertragliche Vereinbarung der Nutzung von 

verlängerten Rufnummern zwischen dem Zuteilungsnehmer und 

Dritten ist mit Ausnahme der unter Abschnitt 5.4.1.2 genannten Fall-

gestaltung unzulässig (z.B. ist eine Verlängerung einer (0)900er-

Rufnummer durch einen Büroservice, wobei ein Dritter unter der 

verlängerten Rufnummer erreichbar ist, unzulässig).

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

- Inwieweit verlängerte Rufnummern erreichbar sind, richtet 

sich nach den technischen Gegebenheiten bei den an einer 

Verbindung beteiligten Netzbetreibern.

- Nach der Empfehlung E.164 der Internationalen Fernmelde-

union können Rufnummern in Deutschland bis zu 13 Ziffern 

lang sein (ohne Präfix „0“).

5.4.2 Verkürzung

Es ist unzulässig, Premium-Dienste-Rufnummern in verkürzter 

Form zu nutzen.

5.5 Rückgabe von Rufnummern

Erfolgt – entgegen Abschnitt 5.1 – innerhalb von 180 Tagen keine 

Nutzung oder ist beginnend mit dem Zeitpunkt der Zuteilung für 

180 Tage oder beginnend mit dem Zeitpunkt der letzten Nutzung 

für zwölf Monate keine Nutzung geplant, ist die Premium-Dienste-

Rufnummer gemäß § 9 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 Satz 1 TNV unverzüg-

lich durch schriftliche Erklärung gegenüber der Bundesnetzagentur 

zurückzugeben.

5.6 Meldung von Namens- oder Anschriftenänderungen

Der Zuteilungsnehmer muss die Bundesnetzagentur unverzüglich 

und unaufgefordert schriftlich informieren, wenn sich sein Name, 

seine ladungsfähige Anschrift oder ggf. sein gesetzlicher Vertreter 

ändert. Antragsteller mit Sitz im Ausland haben auch anzugeben, 

wenn sich der allgemeine Zustellungsbevollmächtigte oder dessen 

ladungsfähige Inlandsadresse ändert.

Bei Änderungen eines Eintrags im Handelsregister bzw. im entspre-

chenden Register eines anderen Staates sind der Bundesnetzagen-

tur umgehend aktuelle Registerauszüge vorzulegen.

Die Vorlage sollte an folgende Stelle erfolgen:

Bundesnetzagentur

Dienstleistungszentrum 22 Nürnberg

Standort Fulda

Marquardstr. 27-29

36039 Fulda

bzw.  Telefax: (0)180 3 110900 (9 ct/min).

6. Inkrafttreten der Verfügung

Diese Verfügung gilt gemäß § 210 Satz 4 TKG in Verbindung mit § 41 

Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 2003 

(BGBl. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes 

vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) geändert worden ist (VwVfG), 

am 13.07.2023, dem Tag nach ihrer Veröffentlichung auf der Inter-

netseite der Bundesnetzagentur sowie ihrer Bekanntmachung im 

Amtsblatt der Bundesnetzagentur, als öffentlich bekannt gegeben. 

Sie wird damit am 13.07.2023 wirksam und ersetzt die gleichnami-

ge Verfügung 25/2014, Amtsblatt 7/2014 vom 16.04.2014, geändert 

durch Verfügung 68/2022, Amtsblatt 15/2022 vom 10.08.2022.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe Widerspruch bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn, erhoben werden.

Hinweis

Diese Verfügung wird vollständig, d.h. einschließlich Begründung, 

im Internet veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg.

113d 3825-4

Vfg Nr. 74/2023

Teilweiser Widerruf bestehender Zuteilungen für Premium-
Dienste-Rufnummern

Durch die Verfügung 73/2023 (Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023) 

werden am 13.07.2023 Änderungen des Nummernplans (0)900 – 

Rufnummern für Premium-Dienste wirksam.

Alle bestehenden Zuteilungen von (0)900er Premium-Dienste-

Rufnummern werden mit Wirkung zum 13.07.2023 insoweit wider-

rufen, als dass ab diesem Zeitpunkt die aufgrund der Verfügung 

73/2023 geänderten Nutzungsbedingungen des Nummernplans 

(0)900 – Rufnummern für Premium-Dienste gelten.

Diese Verfügung gilt gemäß § 210 Satz 4 Telekommunikationsge-

setz vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 5 

des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert 

worden ist, (TKG) in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwal-

tungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das 

zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 

(BGBl. I S. 2154) geändert worden ist, (VwVfG) am 13.07.2023, 

dem Tag nach ihrer Veröffentlichung auf der Internetseite der Bun-

desnetzagentur sowie ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Bun-

desnetzagentur, als öffentlich bekannt gegeben. Sie wird damit am 

13.07.2023 wirksam.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe Widerspruch bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn, erhoben werden.

http://www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg
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Hinweis

Diese Verfügung wird vollständig, d.h. einschließlich Begründung, 

im Internet veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/nummerierung-vfg.

113d 3825-4
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Regulierung

Energie

Vfg Nr. 75/2023

Az.: BK7-22-140-final 19.06.2023

Antrag der German LNG Terminal GmbH auf Freistellung von 
der Regulierung gemäß §  28a EnWG;

Beschluss vom 19.06.2023

Die Beschlusskammer 7 hat am 19.06.2023 folgenden Beschluss 

erlassen:

1. Der Beschluss im Verwaltungsverfahren BK7-22-140 vom 

15.03.2023 (BK7-22-140) wird aufgehoben und nach  

Maßgabe des Beschlusses der Europäischen Kommission 

vom 02.06.2023 (Az. C(2023) 3743 final) abgeändert und 

wie folgt neu gefasst.

2. Die in der LNG-Anlage am Standort Brunsbüttel, Elbehafen, 

25541 Brunsbüttel, geschaffenen Kapazitäten werden zu-

gunsten der Antragstellerin nach folgender Maßgabe von der  

Anwendung der §§ 20 bis 26 Abs. 1 EnWG sowie der auf 

Grund von § 118a EnWG erlassenen Verordnung zu regula-

torischen Rahmenbedingungen für LNG-Anlagen ausgenom-

men:

a) Die Ausnahme gilt für eine Jahresdurchsatzkapazität in 

Höhe von 10 Milliarden Kubikmeter (10 Mrd. m
3
/a) zur 

Einfuhr, Entladung, vorübergehenden Speicherung und 

Wiederverdampfung von verflüssigtem Erdgas im Sinne 

des § 3 Nr. 26 EnWG.

b) Nicht ausgenommen sind durch wesentliche Kapazitäts-

aufstockungen geschaffene Kapazitäten.

3. Die Ausnahme ist auf 15 Jahre ab kommerzieller Inbetrieb-

nahme befristet.

4. Die Antragstellerin wird verpflichtet, von den Nutzern der aus-

genommenen Infrastruktur Entgelte zu erheben.

5. Die Antragstellerin wird verpflichtet, bei der langfristigen Ver-

gabe von Kapazitäten ein diskriminierungsfreies und trans-

parentes Verfahren anzuwenden. Dabei sind mindestens die 

folgenden Vorgaben zu beachten und in den Verträgen über 

Kapazitäten zu vereinbaren:

a) Buchungsauflagen für langfristig Buchende

(1) Alle potentiellen Nutzer müssen sich zunächst bei 

der Antragstellerin registrieren lassen.

(2) Die Mindestbuchungshöhe beträgt höchstens 

1 Mrd. m³ Erdgas pro Jahr an Durchsatzkapazität.

(3) Die Mindestbuchungsdauer beträgt höchstens 

10 Jahre.

(4) Das Buchungsjahr ist das Kalenderjahr.

b) Langfristige Erstvergabe der Kapazitäten

(1) Für die Abgabe von Buchungsanfragen bezüg-

lich der langfristigen Erstvergabe von Kapazitäten 

ist ein Zeitraum von mindestens 10 Werktagen 

vorzusehen. Alle in diesem Buchungszeitraum ein-

gehenden Anfragen gelten als zeitgleich eingegan-

gen. Der Beginn der Erstvergabe ist mit mindes-

tens 10 Werktagen Vorlauf unter Hinweis auf die 

Registrierungspflicht bekannt zu geben. Den regis-

trierten Nutzern sind sämtliche Vergaberegeln vor 

Beginn des Buchungszeitfensters zur Verfügung 

zu stellen.

(2) Übernachfragen werden über eine ratierliche Zu-

weisung der zu vergebenden Kapazitäten aufge-

löst. Abweichend hiervon darf die Zuweisung unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Buchungsdauer 

und des Buchungsvolumens der Buchenden vor-

genommen werden. Bei der Zuweisung dürfen  

Buchungsanfragen über einen längeren Buchungs-

zeitraum und ein größeres Buchungsvolumen vor-

rangig berücksichtigt werden.

c) Langfristige Vergabe der nach der Erstvergabe noch freien 

Kapazitäten

(1) Bei der langfristigen Vergabe der nach der Erst-

vergabe noch freien Kapazitäten ist ein Preisauf-

schlag auf den bei der Erstvergabe angewendeten 

Tarif (Basistarif) zulässig. Der Aufschlag darf 10 % 

nicht überschreiten.

(2) Der Zuweisungsmechanismus für die langfristige 

Vergabe der nach der Erstvergabe noch freien 

Kapazitäten ist transparent und diskriminierungs-

frei auszugestalten. Im Übrigen werden keine wei-

teren Vorgaben bestimmt.

6. Die Antragstellerin wird verpflichtet, eine Reservierungsquote 

in Höhe von mindestens 10 % der Jahresdurchsatzkapazität 

für eine kurzfristige Vergabe von Kapazitäten zurückzuhalten. 

Für die kurzfristige Vergabe der mittels Reservierungsquote 

zurückgehaltenen Kapazitäten gelten mindestens folgende 

Vorgaben:

a) Alle potentiellen Nutzer müssen sich zunächst bei der 

Antragstellerin registrieren lassen.

b) Die kurzfristig zu vergebenden Kapazitäten werden in 

Form von Slots vergeben, die möglichst gleichmäßig 

über das Buchungsjahr verteilt sein müssen.

c) Jeder Slot muss dem Slot-Inhaber das Löschen von min-

destens 150.000 m³ LNG ermöglichen.

d) Für die kurzfristige Vergabe sind mindestens acht Slots 

pro Jahr vorzusehen.

e) Die Vergabe der Slots erfolgt jährlich zu einem zu ver-

öffentlichenden und wiederkehrenden Datum für das 

kommende Buchungsjahr.

f) Die Slots werden einmal jährlich per Aufpreisauktion oder 

einem anderen diskriminierungsfreien und transparen-

ten mehrstufigen Auktionsverfahren vergeben. Werden 

in der jährlichen Auktion nicht alle Kapazitäten vergeben, 

ist die unterjährige kurzfristige Vergabe von zurückge-
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haltenen Kapazitäten (siehe Tenor zu 6. k)) durchzufüh-

ren. Der Beginn der jährlichen Auktion ist mit einem Vor-

lauf von vier Wochen öffentlich bekannt zu geben.

g) Spätestens zwei Wochen vor dem Beginn der jährlichen 

Auktion ist die Slot-Produktbeschreibung mit mindestens 

folgenden Inhalten zu veröffentlichen:

(1) Datum für den Entlade-Slot

(2) Ankunftszeitfenster

(3) Menge an LNG in m³, die gesichert gelöscht wer-

den kann

(4) Verfügbare Regasifizierungsleistung; mindestens 

196 m³ LNG/h

(5) Regasifizierungszeitraum

(6) Startpreis für den Slot (siehe Tenor zu 6. h))

(7) Preisschritt (siehe Tenor zu 6. i))

h) Der Startpreis für einen Slot darf mit einem Aufschlag 

in Höhe von maximal 10 % auf den Basistarif für eine 

bestimmte Jahresdurchsatzkapazität versehen werden. 

Der maximale Startpreis wird durch folgende Formel  

bestimmt:

max. Startpreis = Basistarif ×
V

 V  

× 1,1

Die Antragstellerin kann einen Startpreis unterhalb des 

so ermittelten Maximalpreises für einen Slot bestimmen.

i) Im Falle einer Übernachfrage ist jeweils eine weitere 

Auktionsrunde durchzuführen. In dieser Auktionsrunde 

können nur diejenigen Nutzer teilnehmen, welche sich 

bereits in der vorherigen Auktionsrunde beteiligt haben.  

Der Startpreis wird jeweils um einen vorher von der An-

tragstellerin zu bestimmenden Aufschlag erhöht (soge-

nannter Preisschritt). Der Preisschritt ist der Beschluss-

kammer vorab mitzuteilen und im Vorfeld der Auktion den 

Beteiligten bekannt zu geben.

j) Sollten im Falle einer Übernachfrage beim nächsten 

Preisschritt sämtliche Auktionsteilnehmer aus der Auk-

tion aussteigen (sogenannter Undersell bzw. erstmalige 

Unternachfrage), ist der Slot über ein von der Antragstel-

lerin zu bestimmendes und vorab bekannt zu machendes 

diskriminierungsfreies und transparentes Zuweisungs-

verfahren unter den Auktionsteilnehmern zu vergeben, 

die sich an der letzten Auktionsrunde vor dem Undersell 

beteiligt haben.

k) Der Teilnehmerkreis für die erste Auktion ist auf regist-

rierte Nutzer beschränkt, die noch nicht im Besitz lang-

fristiger Kapazitäten sind. Slots, die in der Auktion mit 

eingeschränktem Teilnehmerkreis nicht vergeben wur-

den, werden im Nachgang in einer zweiten Auktion allen 

registrierten Nutzern angeboten. Sollten auch nach die-

ser Auktion Slots nicht vergeben worden sein, werden 

diese Slots unterjährig allen registrierten Nutzern nach 

dem Prinzip First-Come-First-Serve (FCFS) von der  

Antragstellerin angeboten (unterjährige kurzfristige Ver-

gabe von zurückgehaltenen Kapazitäten).

l) Sollten technische Anlagenrestriktionen dies erfordern, 

darf die unterjährige Vergabe von Slots in folgenden  

Punkten von den Vorgaben für das Slot-Produkt abweichen:

(1) Die feste Mindestlöschmenge an LNG eines unter-

jährigen Slots kann in Abweichung zu der Vorgabe 

aus Tenor zu 6. c) in Einzelfällen geringer ausfal-

len. Die Antragstellerin ist verpflichtet, die gegebe-

nenfalls notwendige Reduktion der festen Mindest-

löschmenge so gering wie nötig zu halten.

(2) Darüber hinaus beträgt die Regasifizierungsleis-

tung für einen unterjährigen Slot in Abweichung 

zu der Vorgabe aus Tenor zu 6. g) (4) mindestens 

300 m³ LNG/h.

m) Ein bedingt durch die Vergabe von zurückgehaltenen 

Kapazitäten erhöhter Mehraufwand bei der Antragstelle-

rin gilt mit dem Aufschlag gemäß Tenor zu 6. h) als abge-

golten. Die Berechnung weiterer Gebühren oder Kosten 

(z.B. Handling-Fee) ist nicht zulässig.

n) Das Prinzip von Borrowing & Lending findet auf Men-

gen, die auf Basis von kurzfristig erworbenen Slots in 

den Speicher eingebracht werden, spätestens ab dem 

Zeitpunkt des Beginns der Einspeicherung Anwendung 

und endet, wenn die ausgespeicherte Menge derjenigen 

entspricht, die im Rahmen des erworbenen Slots einge-

speichert wurde.

o) Die Antragstellerin wird für den Fall, dass beim Verfah-

ren zur unterjährigen kurzfristigen Vergabe von zurück-

gehaltenen Kapazitäten diese nicht vermarktet wurden, 

verpflichtet, jeweils bis zum 31. März eines jeden Folge-

jahres darüber gegenüber der Beschlusskammer zu  

berichten, in welchem Umfang Kapazitäten beim Verfah-

ren zur unterjährigen kurzfristigen Vergabe von zurück-

gehaltenen Kapazitäten nicht vermarktet wurden. Sie 

hat dabei die Gründe für eine nicht erfolgte unterjährige 

kurzfristige Vergabe von zurückgehaltenen Kapazitäten 

mitzuteilen.

7. Die Antragstellerin wird verpflichtet, in ihren Verträgen über 

Kapazitäten besondere Regelungen für ein Engpassmanage-

ment vorzusehen. Nach diesen Regelungen muss insbeson-

dere jedem Nutzer das Recht zustehen, seine kontrahierten 

Kapazitäten auf dem Sekundärmarkt zu handeln (Sekundär-

vermarktung). Dabei sind mindestens die folgenden Vorga-

ben zu beachten und in den Verträgen über Kapazitäten zu  

vereinbaren:

a) Inhaber von Kapazitäten können diese ganz oder teil-

weise an andere registrierte Nutzer übertragen.

b) Rechtzeitig vor der Sekundärvermarktung hat der Inhaber 

der Kapazität der Antragstellerin Volumen und Zeitpunkt 

der Sekundärvermarktung anzuzeigen. Die Antragstel-

lerin informiert alle bei ihr registrierten Marktteilnehmer 

unverzüglich über Umfang und Zeitpunkt einer bevor-

stehenden Sekundärvermarktung. Weitergehende Vor-

gaben und Transparenzverpflichtungen aus anderen 

Rechtsakten bleiben unberührt, soweit sie auf von der 

Regulierung ausgenommene LNG-Anlagen Anwendung 

finden.

c) Die Übertragung bedarf der Zustimmung der Antragstel-

lerin, die nur aus wichtigem Grund versagt werden darf.

d) Sofern eine Übertragung erfolgreich stattgefunden hat, 

wird der ursprüngliche Kapazitätsinhaber insoweit gegen-

über der Antragstellerin von seinen Rechten und Pflichten 

aus dem Kapazitätsvertrag befreit. Für andere Fälle, ins-

besondere den Fall einer nur vorübergehenden Übertra-

gung, kann die Antragstellerin abweichende Regelungen 

treffen.
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e) Das Recht der Nutzer, ihre kontrahierten Kapazitäten  

auf dem Sekundärmarkt zu handeln, ist bis 20 Tage vor 

dem Datum des Entlade-Slots möglich. Spätestens 

20 Tage vor dem Datum des Entlade-Slots hat der Nut-

zer gegenüber der Antragstellerin mitzuteilen, ob und 

an welchen registrierten Nutzer ein nicht genutzter Slot 

übertragen wurde. Danach ist das Use-it-or-Lose-it-Ver-

fahren (nachfolgend UIOLI-Verfahren) gemäß Tenor zu 8. 

anzuwenden.

8. Die Antragstellerin wird verpflichtet, in ihren Verträgen über 

Kapazitäten besondere Regelungen für ein Engpassmanage-

ment vorzusehen, die es nach dem UIOLI-Verfahren erlauben, 

ungenutzte Kapazitäten auf dem Markt anzubieten. Dabei sind 

mindestens die folgenden Vorgaben zu beachten und in den 

Verträgen über Kapazitäten zu vereinbaren:

a) Das UIOLI-Verfahren ist anzuwenden, wenn ein Nutzer 

spätestens 20 Tage vor dem Datum des Entlade-Slots 

mitteilt, einen bestimmten Entlade-Slot nicht zu nutzen 

bzw. keinen anderen registrierten Nutzer benennt, an 

den der Entlade-Slot übertragen wurde. Für die Dauer 

des UIOLI-Verfahrens scheidet eine Sekundärvermark-

tung aus.

b) Spätestens 19 Tage vor dem Datum des Entlade-Slots, 

ist dieser von der Antragstellerin auszuweisen, sodass 

ab dem 19. Tag vor dem Datum des Entlade-Slots, alle 

registrierten Nutzer eine Buchungsanfrage bezüglich 

des frei gewordenen Slots stellen können. Frei gewor-

dene Slots werden in einem von der Antragstellerin zu 

bestimmenden transparenten und diskriminierungsfreien 

Verfahren vergeben.

c) Sollten die frei gewordenen Slots erfolgreich vergeben 

worden sein, wird der ursprüngliche Kapazitätsinhaber 

insoweit gegenüber der Antragstellerin von seinen Rech-

ten und Pflichten aus dem Kapazitätsvertrag befreit.  

Andernfalls weist die Antragstellerin den nicht vermarkt-

baren Slot an den ursprünglichen Inhaber zurück.

9. Die Antragstellerin wird verpflichtet, der Beschlusskammer 

während des Ausnahmezeitraums unverzüglich jeden Fall zu 

melden, in dem ein Marktteilnehmer des vor- und/oder nach-

gelagerten deutschen Gasgroßhandelsmarktes (Verkäufer- 

und/oder Käuferseite) eine Buchung beziehungsweise den 

Erwerb von Kapazitäten beabsichtigt, durch die der betreffen-

de Marktteilnehmer insgesamt mindestens 65 % der für lang-

fristige Buchungen vorgesehenen Jahresdurchsatzkapazität 

an der LNG-Anlage für einen Zeitraum von mindestens fünf 

Jahren, unter Einschluss von Buchungen von Primärkapazität 

als auch Buchungen von Sekundärkapazität, erwerben würde.

10. Die Antragstellerin wird verpflichtet, während des Ausnahme-

zeitraums sicherzustellen, dass die nach Tenor zu 9. anzu-

zeigenden Buchungen beziehungsweise der nach Tenor zu 9. 

anzuzeigende Erwerb von Kapazitäten ausgeschlossen oder 

vor Abschluss des verbindlichen Buchungsprozesses nach 

Maßgabe der von der Beschlusskammer verlangten Vorgaben 

angepasst werden, wenn

a) der zu bestimmende Marktanteil des Unternehmens auf 

dem vor- oder nachgelagerten deutschen Gasgroßhan-

delsmarkt in Deutschland zu diesem Zeitpunkt mindes-

tens 30 % beträgt und

b) eine Analyse ergibt, dass die nach Tenor zu 9. anzuzei-

gende Buchung oder der danach anzuzeigende Erwerb 

von Kapazitäten nachteilige Auswirkungen auf den Wett-

bewerb haben könnte, insbesondere, wenn aufgrund 

der nach Tenor zu 9. anzuzeigende Buchung oder des 

danach anzuzeigenden Erwerbs von Kapazitäten die 

Gefahr besteht, dass ein Unternehmen eine marktbe-

herrschende Stellung auf dem vor- oder nachgelagerten 

deutschen Großhandelsmarkt in Deutschland erlangt 

oder ausbaut.

Die Antragstellerin wird verpflichtet, sicherzustellen, dass der 

Buchungsprozess für die nach Tenor zu 9. anzuzeigenden  

Buchungen beziehungsweise den nach Tenor zu 9. anzuzei-

genden Erwerb von Kapazitäten erst nach einer Mitteilung 

durch die Beschlusskammer verbindlich abgeschlossen wird.

11. Die Antragstellerin hat die Beschlusskammer unverzüglich 

über alle Umstände zu unterrichten, die eine Neubewertung 

der Ausnahmevoraussetzungen nach § 28a Abs. 1 Nr. 1 bis 5 

EnWG erforderlich machen können, insbesondere wenn die 

Einhaltung der Voraussetzungen nach § 28a Abs. 1 Nr. 1 bis 5 

EnWG sowie der Auflagen gemäß Tenor zu 4. bis 8. betroffen 

sein könnte.

12. Die Ausnahmegenehmigung kann nachträglich mit weiteren 

Nebenbestimmungen und Auflagen versehen oder ganz oder 

teilweise geändert, ergänzt oder aufgehoben werden, die  

Nebenbestimmungen in Tenor zu 3. bis 10. können ganz oder 

teilweise aufgehoben, geändert oder ergänzt werden, sofern

a) aufgrund geänderter tatsächlicher Umstände eine Neu-

bewertung der Ausnahmevoraussetzungen nach § 28a 

Abs. 1 Nr. 1 bis 5 EnWG erforderlich ist oder

b) die Antragstellerin eine oder mehrere der Auflagen in  

Tenor zu 4. bis 10. nicht erfüllt oder

c) die Antragstellerin nach Inbetriebnahme der LNG-Anlage 

Brunsbüttel nicht entsprechend der §§ 8 bis 10e EnWG 

vom Netzbetrieb der Gasunie Deutschland Transport 

Services GmbH oder eines dritten Netzbetreibers, in 

dessen Netz die Infrastruktur geschaffen wird, getrennt 

ist oder

d) der zu dieser Ausnahmegenehmigung ergangene Be-

schluss der Europäischen Kommission vom 02.06.2023 

(Az. C(2023) 3743 final) geändert, aufgehoben oder 

unwirksam wird.

13. Die Änderung, Ergänzung oder Aufhebung der Ausnahme-

genehmigung ist der Europäischen Kommission durch die 

Beschlusskammer gemäß Art. 36 der Richtlinie 2009/73/EG 

mitzuteilen. Die Europäische Kommission kann in diesem Fall 

eine Änderung oder die Aufhebung des geänderten Beschlusses 

beantragen.

14. Die Ausnahme gilt unter der Bedingung, dass spätestens 

zwei Jahre nach Erlass der Entscheidung der Europäischen 

Kommission und damit spätestens am 02.06.2025 mit dem 

Bau der LNG-Anlage begonnen wird und die LNG-Anlage 

spätestens fünf Jahre nach Erlass der Entscheidung der Euro-

päischen Kommission und damit spätestens am 02.06.2028 

kommerziell in Betrieb genommen wird, es sei denn, die Euro-

päische Kommission entscheidet nach Art. 36 Abs. 9 Richtlinie 

2009/73/EG, dass etwaige Verzögerungen auf Umstände zu-

rückzuführen sind, auf die die Antragstellerin keinen Einfluss 

hat. Die Antragstellerin hat der Beschlusskammer das Datum 

des Baubeginns und das Datum der kommerziellen Inbetrieb-

nahme schriftlich jeweils unverzüglich mitzuteilen.

15. Die Ausnahme gilt auch für den Fall der vollständigen oder 

teilweisen Übertragung des Eigentums an der LNG-Anlage 

Brunsbüttel, für den Fall der Übertragung des Betriebs auf 

einen Dritten sowie für den Fall von Änderungen der Gesell-

schaftsverhältnisse der Antragstellerin gegenüber der im An-

trag beschriebenen Situation, sofern
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a) der Beschlusskammer die beabsichtigte Übertragung 

oder Änderung rechtzeitig vor dem vereinbarten Rechts-

übergang angezeigt wird,

b) der Dritte sich, sofern er den Betrieb übernimmt, zur Ein-

haltung der Auflagen aus dieser Genehmigung verpflich-

tet und

c) die Beschlusskammer die Genehmigung nicht innerhalb 

von drei Monaten nach Eingang der Anzeige widerruft. 

Der Widerruf hat unter der Bedingung zu erfolgen, dass 

die Übertragung oder Änderung durchgeführt wird.

16. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt.

17. Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zu-

stellung Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der 

Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 

und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) ein-

zureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei 

dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 

40474 Düsseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerde-

begründung beträgt einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der 

Beschwerde und kann auf Antrag von der oder dem Vorsitzenden 

des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebe-

gründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die An-

gabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwer-

de stützt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerde-

begründung müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 

EnWG).

Die vollständige Entscheidung ist auf der Internetseite der Bundes-

netzagentur, www.bundesnetzagentur.de (→ Beschlusskammer 7), 

veröffentlicht und kann dort kostenlos abgerufen werden.

Vfg Nr. 76/2023

Az.: BK7-23-069 23.06.2022

Genehmigung einer konkurrierenden Kapazitätszuweisung 
gemäß Art. 8 VO (EU) 2017/459 i.V.m. § 13 Abs. 1 Satz 4 GasNZV

Verfahren zur Genehmigung konkurrierender Kapazitätszuweisung 

gemäß Art. 8 VO (EU) 2017/459 i.V.m. § 13 Abs. 1 Satz 4 GasNZV 

auf Antrag der Gasunie Deutschland Transport Services GmbH.

Die Beschlusskammer 7 hat auf Antrag der Gasunie Deutschland  

Transport Services GmbH (GUD) unter dem Aktenzeichen  

BK7-23-069 ein Verfahren zur Genehmigung konkurrierender  

Kapazitätszuweisung gemäß Art. 8 Abs. 2 Satz 3 VO (EU) 2017/459 

i.V.m. § 13 Abs. 1 Satz 4 GasNZV eingeleitet. Die GUD plant die 

Einführung konkurrierender Kapazitätszuweisung an ausgewählten 

Speicherpunkten. Dem Antrag liegt folgende Konkurrenzzone  

zugrunde: UGS Nüttermoor und UGS Jemgum EWE, für beide 

Flussrichtungen (Entry und Exit).

Vfg Nr. 77/2023

AZ 622-23-003

Genehmigung des Berichts der deutschen Übertragungsnetz-
betreiber zur verfügbaren gebotszonenüberschreitenden Kapa-
zität für das Jahr 2022 gemäß Artikel 15 Absatz 4 der Verord-
nung (EU) 2019/943 über den Elektrizitätsbinnenmarkt

Die Bundesnetzagentur hat in dem Verfahren AZ 622-23-003 am  

20. Juni 2023 folgendes entschieden:

Der Bericht der Antragstellerinnen zur verfügbaren grenzüber-

schreitenden Kapazität für das Jahr 2022 gemäß Art. 15 Abs. 4 der 

Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt wird wie 

in der Anlage vorgelegt genehmigt.

Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Die vollständige Genehmigung ist auf der Internetseite der Bundes-

netzagentur veröffentlicht: www.bnetza.de/eu-genehmigungsverfahren.

http://www.bundesnetzagentur.de
http://www.bnetza.de/eu-genehmigungsverfahren
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Mitteilungen

Telekommunikation

Teil A
Mitteilungen der Bundesnetzagentur

Mitteilung Nr. 110/2023

§§ 149 Abs. 1 Nr. 1, 214 TKG i. V. m. § 192 TKG;

Antrag des Herrn Uwe Zillner (Zillner IT) auf Erlass einer Ent-
scheidung im Streitbeilegungsverfahren über die Gewährung 
der Mitnutzung passiver Netzinfrastrukturen

hier: BK11-21/006

In dem Streitbeilegungsverfahren des Herrn Uwe Zillner (Antrag-

steller) gegen die Stadt Hauzenberg (Antragsgegnerin) wegen der 

Mitnutzung passiver Netzinfrastrukturen hat die Beschlusskammer 

11 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen mit Beschluss vom 27.06.2023 den Antrag 

wie folgt neu beschieden:

1. Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, dem Antragsteller ein 
Angebot über die Überlassung eines Mikroleerrohrs zur 
Mitnutzung auf dem Streckenabschnitt zwischen dem Schacht 
beim ODF Sterlwaid (Punkt Nr. 1 in der Anlage zu diesem Be-
schluss) bis zum Schacht am Abzweig Richtung Mahd/Kinatöd 
(Punkt Nr. 2 in der Anlage zu diesem Beschluss) zu unterbrei-
ten (Strecke A in der Anlage zu diesem Beschluss).

2. Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, dem Antragsteller ein 
Angebot über die Überlassung eines Mikroleerrohrs zur 
Mitnutzung auf dem Streckenabschnitt zwischen dem Schacht 
am Abzweig Richtung Mahd/Kinatöd (Punkt Nr. 2 in der Anlage 
zu diesem Beschluss) bis zum Abzweig des Hausanschlusses 
für das Anwesen Fürhaupt 4 (Punkt Nr. 3 in der Anlage zu 
diesem Beschluss) zu unterbreiten (Strecke B in der Anlage 
zu diesem Beschluss).

3. Es wird festgestellt, dass die Antragsgegnerin ihre Angebots-
verpflichtung aus § 138 Abs. 2 Satz 1 TKG verletzt hat, indem 
sie dem Antragsteller auf seinen Mitnutzungsantrag hin für die 
Strecke vom Abzweig des Hausanschlusses für das Anwesen 
Fürhaupt 4 (Punkt Nr. 3 in der Anlage zu diesem Beschluss) 
bis zum Schacht Fürhaupt/Mahd (Punkt Nr. 4 in der Anlage 
zu diesem Beschluss) innerhalb der Frist von zwei Monaten 
weder ein Angebot über eine Mitnutzung unterbreitet hat, 
noch ihrer gesetzlichen Verpflichtung aus § 141 Abs. 1 TKG 
nachgekommen ist, einer Mitnutzung entgegenstehende Ver-
sagungsgründe innerhalb der Zweimonatsfrist des § 138 Abs. 2 
Satz 1 TKG nachzuweisen.

4. Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, dem Antragsteller ein 
Angebot über die Überlassung eines Mikroleerrohrs zur 
Mitnutzung auf dem Streckenabschnitt zwischen dem Schacht 
Fürhaupt/Mahd (Punkt Nr. 4 in der Anlage zu diesem Beschluss) 
bis zum Schacht Mahd II (Punkt Nr. 5 in der Anlage zu diesem 
Beschluss) zu unterbreiten (Strecke D in der Anlage zu diesem 
Beschluss).

5. Die Antragsgegnerin wird verpflichtet, dem Antragsteller ein 
Angebot über die Überlassung eines Mikroleerrohrs zur 
Mitnutzung auf dem Streckenabschnitt zwischen dem Schacht 
am Abzweig Richtung Mahd/Kinatöd (Punkt Nr. 2 in der Anlage 

zu diesem Beschluss) bis zum Abzweig des Hausanschlusses 
für das Anwesen Ruhmannsdorf 44 (Punkt Nr. 6 in der Anlage 
zu diesem Beschluss) zu unterbreiten (Strecke E in der Anlage 
zu diesem Beschluss).

6. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt.

7. Sollte die Antragsgegnerin entgegen den Anordnungen in 
Tenorziffer 1, 2, 4 und 5 dem Antragsteller bis zum 31.7.2023 
jeweils kein Angebot unterbreiten, wird ihr die Festsetzung 
eines Zwangsgeldes in Höhe von jeweils 25.000 € angedroht.

BK11-21/006

Mitteilung Nr. 111/2023

§§ 149 Abs. 1 Nr. 5, 214 TKG i. V. m. § 192 TKG;

Antrag der M-net Telekommunikations GmbH auf Erlass einer 
Entscheidung im Streitbeilegungsverfahren über offenen Netz-
zugang zu öffentlich geförderten Telekommunikationsnetzen 
und Telekommunikationslinien (§ 155 TKG)

hier: BK11-23-003 – Verlängerung der Verfahrensfrist

Die Beschlusskammer verlängert in dem Streitbeilegungsverfahren 

BK11-23-003 aufgrund außergewöhnlicher Umstände die Verfah-

rensfrist gemäß § 149 Abs. 8 TKG um zwei Monate bis spätestens 

zum 19.9.2023.

BK11-23-003

Mitteilung Nr. 112/2023

§§ 149 Abs. 1 Nr. 4, 214 TKG i. V. m. § 192 TKG;

Antrag der Vodafone Deutschland GmbH auf Erlass einer Ent-
scheidung im Streitbeilegungsverfahren über die Mitnutzung 
gebäudeinterner Netzinfrastruktur

hier: BK11-23-005

Die Ruhendstellung in o. g. Verfahren wurde um 2 Wochen bis zum 

17.07.2023 verlängert.

BK11-23-005
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Mitteilung Nr. 113/2023

§§ 149 Abs. 1 Nr. 4, 214 TKG i. V. m. § 192 TKG;

Antrag der Vodafone Deutschland GmbH auf Erlass einer Ent-
scheidung im Streitbeilegungsverfahren über die Mitnutzung 
gebäudeinterner Netzinfrastruktur

hier: BK11-23-006

Die Ruhendstellung in o. g. Verfahren wurde um 2 Wochen bis zum 

17.07.2023 verlängert.

BK11-23/006

Mitteilung Nr. 114/2023

§§ 149 Abs. 1 Nr. 2, 214 TKG i. V. m. § 192 TKG;

Antrag der Telekom Deutschland GmbH auf Erlass einer Ent-
scheidung im Streitbeilegungsverfahren über die Erteilung von 
Informationen über passive Netzinfrastrukturen

hier: BK11-23-010

Die öffentliche mündliche Verhandlung vor der Beschlusskammer 11 

(Nationale Streitbeilegungsstelle des DigiNetz-Gesetzes) findet am 

10.08.2023, 10:00 Uhr, im Dienstgebäude der Bundesnetzagentur, 

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn statt.

Die Einwahldaten für die öffentliche mündliche Verhandlung sind auf 

der Website der Beschlusskammer 11 bekannt gegeben.

BK11-23-010

Mitteilung Nr. 115/2023

§§ 192, 48 i.V.m § 29 TKG;

Veröffentlichung des Beschlusses (1. Teilentscheidung) in dem 
Verwaltungsverfahren zur Überprüfung des Standardangebots 
Wholesale Ethernet VPN 2.0 der Telekom Deutschland GmbH

Hiermit wird veröffentlicht, dass der Beschluss (1. Teilentscheidung) 

in dem Verwaltungsverfahren zur Überprüfung des Standardange-

bots Wholesale Ethernet VPN 2.0 der Telekom Deutschland GmbH 

am 04.07.2023 erlassen wurde. Die öffentliche Fassung des  

Beschlusses (1. Teilentscheidung) kann im Internet der Bundes-

netzagentur eingesehen bzw. heruntergeladen werden.

BK2c-19/008
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Mitteilung Nr. 116/2023

Antragsverfahren Auskunftsrufnummern

1. Rechtsgrundlage 

Der Nummernplan für Auskunftsrufnummern ist in der Verfügung Nr. 50/2020, Amtsblatt 8/2020 vom 06.05.2020 

(in der zuletzt durch Verfügung 70/2023, Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023, geänderten Fassung) gesondert 

festgelegt worden und bildet die Grundlage der Zuteilung und der Nutzung von Auskunftsrufnummern.

Ferner wird in der Preisfestlegung gemäß der Verfügung Nr. 69/2023 (Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023) für 

Auskunftsrufnummern ein Tarifschema angeordnet, das ab dem 01.12.2024 anzuwenden ist.

Nach § 108 Abs. 1 Satz 3 Telekommunikationsgesetz vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch 

Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden ist (TKG), in Verbindung mit 

§ 4 Telekommunikations-Nummerierungsverordnung vom 5. Februar 2008 (BGBl. I S. 141), die zuletzt durch 

Artikel 121 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist (TNV), teilt die Bundes-

netzagentur Nummern an Betreiber von Telekommunikationsnetzen, Anbieter von Telekommunikationsdiensten 

und Endnutzer zu. Nach § 5 Abs. 1 TNV kann die Bundesnetzagentur für Anträge auf Nummernnutzung insbe-

sondere eine bestimmte Antragsform festlegen.

2. Antragsform 

Für einen Antrag auf Zuteilung einer Rufnummer ist das Antragsformular der Bundesnetzagentur zu verwenden 

(siehe Anlage).

Die Anträge sind zu senden an die

Bundesnetzagentur

Nummernverwaltung

Postfach 8001

55003 Mainz

bzw.

Bundesnetzagentur

Nummernverwaltung

Canisiusstraße 21

55122 Mainz.

Die beabsichtige Nutzung ist durch die Vorlage eines Realisierungskonzeptes nachzuweisen. Das Konzept 

muss für jede Auskunftsrufnummer eine detaillierte geschäftliche und technische Planung enthalten (insbeson-

dere auch einen Finanz- und Investitionsplan sowie einen entsprechenden Finanzierungsnachweis wie zum 

Beispiel eine Bankbestätigung). Das Konzept muss zudem eine ausführliche Beschreibung des Dienstes enthal-

ten, einschließlich des konkreten Ablaufs der Auskunftserteilung sowie der geplanten Markteinführung und der 

technischen Umsetzung. Insbesondere ist darzulegen, wie die Teilnehmerdaten beschafft werden und wie die 

bundesweite, vorwahlfreie Schaltung der Auskunftsrufnummer realisiert werden soll. Ferner sind Angaben über 

die Beteiligungsverhältnisse des Unternehmens erforderlich.

Werden mehrere Auskunftsrufnummern beantragt, muss für jede Auskunftsrufnummer ein separates Konzept 

vorgelegt werden, aus dem insbesondere auch hervorgeht, dass der Ablauf der Auskunftserteilung pro Rufnum-

mer deutlich unterscheidbar ausgestaltet ist. Beispiele hierfür sind das gesonderte Angebot eines Auskunfts-

dienstes in einer bestimmten Fremdsprache oder ein sprachcomputergesteuerter Auskunftsdienst.
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3. Bearbeitung der Anträge 

Bei persönlicher Abgabe eines Antrags wird von der Bundesnetzagentur das Eingangsdatum an Arbeitstagen 

von Montag bis Donnerstag von 7.30 Uhr bis 16.15 Uhr und Freitag von 7.30 Uhr bis 15.00 Uhr mit einem Ein-

gangsstempel bestätigt.

Die Bearbeitung der Anträge richtet sich grundsätzlich nach der Reihenfolge ihres Eingangs (Eingangsstempel 

der Bundesnetzagentur). Maßgeblich ist der Zeitpunkt, zu dem der Antrag vollständig vorliegt. Alle im Laufe eines 

Tages eingehenden Anträge gelten als zeitgleich eingegangen. In den Hausbriefkasten der Bundesnetzagentur 

eingeworfene Anträge gelten als am nächsten Arbeitstag eingegangen.

Wenn mehrere Antragsteller die Zuteilung der gleichen Rufnummer zeitgleich beantragen, entscheidet das Los 

über die Zuteilung der Rufnummer. Im Losverfahren unterlegenen Antragstellern wird entsprechend ihrem Antrag 

eine andere Auskunftsrufnummer zugeteilt.

Einem Antragsteller/Unternehmen werden insgesamt maximal fünf Auskunftsrufnummern zugeteilt. Einem 

Unternehmensverbund werden insgesamt maximal sieben Auskunftsrufnummern zugeteilt. Zu einem Unterneh-

mensverbund gehören entsprechend § 3 Nr. 69 TKG die nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

verbundenen bzw. zusammengeschlossenen Unternehmen.

Ein Antrag, bei dem keine Zuordnung zu einer Tarifbezeichnung angegeben und/oder keine Angabe zu dem 

gewünschten Geltungstermin der Tarifzuordnung erfolgt ist, ist unvollständig.

Ein Antrag wird abgelehnt, wenn für den gewünschten Geltungstermin der Tarifzuordnung ein unzulässiges 

Datum eingetragen ist.

Jede Antragsbearbeitung ist gebührenpflichtig. Unvollständige Anträge werden abgelehnt.

4. Wirksamkeit

Diese Mitteilung ersetzt die Mitteilung Nr. 148/2022 (Amtsblatt 15/2022 vom 10.08.2022) und wird ab dem 

13.07.2023 angewendet.

Anlage: Antrag auf Zuteilung einer Auskunftsrufnummer 
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Anlage

Antrag auf Zuteilung einer Auskunftsrufnummer

I. Angaben zum Antragsteller 

 

Name (Firma)

 

Straße (die Angabe einer Postfachadresse ist nicht ausreichend)

 

PLZ, Ort

 

Ansprechpartner

              

Telefon        Fax       E-Mail (optional)

Empfangsbevollmächtigter im Inland (sofern abweichend vom Antragsteller; die Angabe ist erforderlich, wenn der 

Antragsteller im Ausland ansässig ist):

 

Name (Firma)

 

Straße (die Angabe einer Postfachadresse ist nicht ausreichend)

D 

PLZ, Ort

              

Telefon Fax E-Mail (optional)
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II. Gegenstand des Antrags 

□ Es wird die Zuteilung einer beliebigen Rufnummer beantragt.

□ Es wird die Zuteilung der Rufnummer 118________ beantragt. 

Sollte diese Rufnummer nicht zugeteilt werden können,

□ soll eine beliebige Rufnummer zugeteilt werden.

□ wird ersatzweise die Rufnummer 118________ beantragt.  

Sollte auch diese Rufnummer nicht zugeteilt werden können,

□ soll eine beliebige Rufnummer zugeteilt werden.

□ wird ersatzweise die Rufnummer 118________ beantragt.  

Sollte auch diese Rufnummer nicht zugeteilt werden können,

□ soll eine beliebige Rufnummer zugeteilt werden.

□ wird ersatzweise die Rufnummer 118_______ beantragt. 

Sollte auch diese Rufnummer nicht zugeteilt werden können,

□ soll eine beliebige Rufnummer zugeteilt werden.
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Die Rufnummer soll der folgenden Tarifbezeichnung zugeordnet werden (bitte ankreuzen):

Tarifbezeichnung Endkundenpreis in €/min

(einschließlich USt. und sonstiger 

Preisbestandteile)

Zusätzlicher  

Endkundenpreis pro Anruf in €/min

(einschließlich USt. und sonstiger Preisbestandteile)

□ A1 0,49

□ A2 0,99

□ A3 1,99

□ A4 2,49

□ A5 2,99

□ A6 0,99 1,99

□ A7 1,99 0,49

□ A8 1,99 0,99

Die gewählte Tarifbezeichnung soll ab dem folgenden Datum gelten [frühestens drei Monate und zwei Wochen 

vor sowie spätestens sechs Monate und zwei Wochen nach der Absendung des Antrags (Poststempel); frühes-

tens 01.12.2024; bei Anträgen, die nach dem 15.05.2024 gestellt werden, frühestens 01.01.2025]:

01.  ______  _____

(Tag) (Monat)  (Jahr)

Hinweis: Der Antrag wird gebührenpflichtig abgelehnt, wenn ein unzulässiges Datum eingetragen wird.

III. Nachweis der Voraussetzungen für eine Zuteilung 

Die zum Nachweis der Voraussetzungen für eine Zuteilung erforderlichen Unterlagen liegen bei:

A) Realisierungskonzept

B) Gewerbeanmeldung, aktueller Handelsregisterauszug und - bei Sitz im Ausland - Nachweise entsprechend 

§ 13e Absatz 2 Handelsgesetzbuch (HGB)

 

Ort, Datum Unterschrift des Antragstellers/Bevollmächtigten
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Mitteilung Nr. 117/2023

Antragsverfahren (0)900 – Premium-Dienste-Rufnummern

1. Rechtsgrundlage, Zweck der Regelung

Nach § 108 Abs. 1 Satz 3 Telekommunikationsgesetz (TKG) vom 

23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 5 des  

Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert wor-

den ist, i.V.m. § 4 Telekommunikations-Nummerierungsverord-

nung (TNV) vom 5. Februar 2008 (BGBl. I S. 141), die zuletzt durch 

Artikel 121 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) 

geändert worden ist, teilt die Bundesnetzagentur Nummern an  

Betreiber von Telekommunikationsnetzen, Anbieter von Telekom-

munikationsdiensten und Endnutzer zu. Nach § 5 Abs. 1 TNV kann 

die Bundesnetzagentur für Anträge auf Nummernzuteilung insbe-

sondere eine bestimmte Antragsform festlegen. Die Festlegungen 

sind zu veröffentlichen.

Diese Mitteilung enthält auf dieser Grundlage getroffene Festlegun-

gen und eine Beschreibung des Antragsverfahrens für Premium-

Dienste-Rufnummern.

Der Nummernplan für Premium-Dienste-Rufnummern ist in Form  

einer Allgemeinverfügung gesondert bekannt gegeben (Verfügung 

Nr. 73/2023, Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023) und bildet die 

Grundlage der Zuteilung und der Nutzung der Rufnummern.

Ferner wurde in der Preisfestlegung gemäß der Verfügung Nr. 72/2023 

(Amtsblatt 13/2023 vom 12.07.2023) für Premium-Dienste-Rufnum-

mern ein Tarifschema angeordnet, das ab dem 01.12.2024 anzu-

wenden ist.
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2. Antragsform

2.1 Online-Antrag

Anträge sollen möglichst unter Verwendung der auf der Internetseite

http://www.bundesnetzagentur.de

bereitgestellten Anwendung beantragt werden (Online-Antrag). 

Dazu ist der Antrag (bis zum 29.02.2024 Anlage 1a; ab dem 

01.03.2024 Anlage 1b) auf der Internetseite über die Online-Anwen-

dung auszufüllen und über das Internet an die Bundesnetzagentur 

zu übermitteln. Zusätzlich ist das ausgefüllte Formular auszudru-

cken, zu unterschreiben und an die folgende Adresse zu senden 

bzw. bei der folgenden Adresse abzugeben:

Bundesnetzagentur

Dienstleistungszentrum 22 Nürnberg

Standort Fulda

Marquardstr. 27-29

36039 Fulda

bzw. Telefax: (0)180 3 110900 (9 ct/min).

Im Sinne einer schnellen Bearbeitung sollen Anträge möglichst per 

Telefax übersandt werden.

2.2 Offline-Antrag

Hilfsweise können Anträge auch ohne Verwendung der auf der 

Internetseite bereitgestellten Anwendung gestellt werden (Offline-

Antrag). Dazu ist das Antragsformular der Bundesnetzagentur aus-

zufüllen, zu unterschreiben und an die oben genannte Adresse zu 

senden bzw. bei der oben genannten Adresse abzugeben. Das  

Antragsformular ist auf der oben genannten Internetseite bereitge-

stellt und kann alternativ bei der oben genannten Adresse angefor-

dert werden.

2.3 Hinweisblatt

Wie das Antragsformular auszufüllen ist, ist im „Hinweisblatt (0)900“ 

erläutert (bis zum 29.02.2024 Anlage 2a; ab dem 01.03.2024  

Anlage 2b). Das geltende Hinweisblatt ist ebenfalls auf der oben  

genannten Internetseite bereitgestellt und kann alternativ bei der 

oben genannten Adresse angefordert werden.

2.4 Persönliche Abgabe von Anträgen

Die persönliche Abgabe bei der oben genannten Adresse ist an 

Arbeitstagen von montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.15 

Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr möglich.

2.5 Antragstellung über Dateischnittstelle

Um die im Rahmen des Tag-Eins-Verfahrens (vergleiche Abschnitt 3.1)  

eingehenden Anträge zügig bescheiden zu können, stellt die 

Bundesnetzagentur zwischen dem 01.03.2024 und dem 28.03.2024 

für die Antragstellung eine Dateischnittstelle bereit.

Unternehmen, die im Rahmen des Tag-Eins-Verfahrens mehr als 

49 Rufnummern beantragen wollen, werden dringend gebeten, die 

Rufnummern nicht per Antragsformular, sondern über die Dateischnitt-

stelle zu beantragen. Sofern weniger als 50 Rufnummern beantragt 

werden, ist die Nutzung der Dateischnittstelle nicht zulässig.

Die Nutzung der Dateischnittstelle ist nur möglich, wenn bis zum 

15.01.2024 eine diesbezügliche individuelle Vereinbarung mit der 

Bundesnetzagentur abgeschlossen wurde.

Eine Schnittstellenbeschreibung und der Vereinbarungstext können 

ab dem 01.11.2023 unter der folgenden E-Mail-Adresse angefordert 

werden:

E-Mail-Adresse: referat-nummernverwaltung@bnetza.de

Die Dateischnittstelle wird ausschließlich im Rahmen des Tag-Eins-

Verfahrens angeboten.

3. Bearbeitung der Anträge

3.1 Reihenfolge der Bearbeitung

Die Bearbeitung der Anträge richtet sich nach der Reihenfolge ihres 

Eingangs. Maßgeblich ist der Zeitpunkt, zu dem der Antrag vollstän-

dig vorliegt.

Alle zwischen dem 01.03.2024 und dem 28.03.2024, 16:15 Uhr ein-

gegangenen Anträge auf Rufnummern mit einer Dienstekennzahl 

9000, 9002, 9004, 9006, 9007 oder 9008 werden als zeitgleich ein-

gegangen gewertet (Tag-Eins-Verfahren).

Per Post eingegangene Anträge gelten als um 12.00 Uhr eingegan-

gen. Bei per Telefax eingegangenen Anträgen ist der im Empfangs-

bericht protokollierte Zeitpunkt des Empfangsbeginns maßgeblich. 

Bei persönlich abgegebenen Anträgen ist der Zeitpunkt des Emp-

fangs maßgeblich.

Bei unvollständigen Anträgen wird dem Antragsteller grundsätzlich 

eine Frist zur Nachbesserung gesetzt. Wird der Antrag nicht inner-

halb der Frist nachgebessert, wird er gebührenpflichtig abgelehnt. 

Im Tag-Eins-Verfahren wird keine Möglichkeit zur Nachbesserung 

eingeräumt.

Wenn ein Antragsteller zeitgleich mehrere Anträge stellt, darf ein 

und dieselbe Rufnummer nur in einem Antrag als Wunschrufnum-

mer genannt werden. Sofern mehrere zeitgleiche Anträge mit der-

selben Wunschrufnummer eingehen, wird der zuerst bearbeitete 
Antrag berücksichtigt. Alle übrigen Anträge werden nicht berück-

sichtigt. Der Antragsteller wird hierüber informiert.

3.2 Wunschdatum

Im Antrag kann angegeben werden, zu welchem Datum die Zutei-

lung wirksam werden soll (Wunschdatum). Dabei ist Folgendes zu 

beachten:

● Das Wunschdatum darf nicht mehr als 90 Tage nach dem Ein-

gangsdatum des Antrags liegen.

● Bei Anträgen, die sich auf freigewordene Rufnummern bezie-

hen (vgl. Abschnitt 4), darf das Wunschdatum nicht vor dem 

Stichtag gemäß Abschnitt 7b) und nicht mehr als 90 Tage nach 

diesem Stichtag liegen.

Ist kein Wunschdatum angegeben, wird die Zuteilung zum frühest-

möglichen Termin vorgenommen. Bei Anträgen mit einem unzuläs-

sigen Wunschdatum sowie bei Anträgen auf freigewordene Rufnum-

mern, die vor dem Stichtag eingehen, ohne dass ein Wunschdatum 

angegeben ist, wird dem Antragsteller eine Frist zur Nachbesserung 

gesetzt. Wird der Antrag nicht innerhalb der Frist nachgebessert, 

wird er gebührenpflichtig abgelehnt.

http://www.bundesnetzagentur.de
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3.3 Auswahl einer Kennung

3.3.1 Regelung bis zum 29.02.2024

Anträge, bei denen keine Inhaltekennung (1, 3 oder 5) angegeben 

ist, sind unvollständig. Dem Antragsteller wird eine Frist zur Nach-

besserung gesetzt. Wird der Antrag nicht innerhalb der Frist nach-

gebessert, wird er gebührenpflichtig abgelehnt.

3.3.2 Regelung im Tag-Eins-Verfahren (01.-28.03.2024)

Anträge, bei denen keine Tarifkennziffer angegeben ist, sind unvoll-

ständig und werden gebührenpflichtig abgelehnt.

3.3.2 Regelung ab dem 29.03.2024

Anträge, bei denen keine Tarifkennziffer angegeben ist, sind unvoll-

ständig. Dem Antragsteller wird eine Frist zur Nachbesserung gesetzt. 

Wird der Antrag nicht innerhalb der Frist nachgebessert, wird er 

gebührenpflichtig abgelehnt.

3.4 Berücksichtigung von Wunschrufnummern

3.4.1 Regelung bis zum 29.02.2024

Bei der Entscheidung über die zuzuteilende Rufnummer wird zunächst 

nur die Wunschrufnummer betrachtet.

Wenn mehrere Antragsteller die Zuteilung derselben Rufnummer 

zeitgleich beantragen, werden wie folgt Bevorrechtigungen einge-

räumt:

Rang 1: Eingetragenes Schutzrecht

Bei der beantragten Rufnummer handelt es sich um eine Vanity-

Nummer im Sinne des Abschnitts 5 und der Antragsteller hat ein 

eingetragenes Schutzrecht an einem mittels der Teilnehmerruf-

nummer darstellbaren Begriff. Das Schutzrecht muss zum Zeit-

punkt der Beantragung der Rufnummer bereits mindestens 90 Tage  

bestehen. Die Bevorrechtigung gilt auch, wenn eine Marke oder 

eine geschützte geschäftliche Bezeichnung nicht aus einer 

Umsetzung gemäß Abschnitt 5 hervorgeht, sondern unmittelbar 

einer bestimmten, in der Rufnummer enthaltenen Ziffernfolge 

entspricht. Zum Nachweis des Schutzrechtes ist dem Antrag 

eine aussagekräftige Urkunde oder Bescheinigung beizufügen.

Rang 2: Namensrecht

Bei der beantragten Rufnummer handelt es sich um eine Vanity-

Nummer und der Antragsteller hat im Sinne des § 12 BGB ein 

Namensrecht an einem mittels der Nummer darstellbaren Namen. 

Zum Nachweis des Namensrechts ist dem Antrag eine aussage-

kräftige Unterlage beizufügen.

Anträge, bei denen angegeben ist, dass eine Bevorrechtigung vor-

liegt und denen die verlangten Nachweise nicht beigefügt sind, gel-

ten als Anträge ohne Bevorrechtigung.

Die Bevorrechtigung von eingetragenen Schutzrechten vor Namens-

rechten erfolgt unbeschadet der materiell-rechtlichen Rangfolge 

von Namens- und Schutzrechten nach den spezialgesetzlichen 

Regelungen.

Wenn mehrere gleichberechtigte Antragsteller die Zuteilung dersel-

ben Rufnummer zeitgleich beantragen, entscheidet ein elektroni-

sches Losverfahren über die Zuteilung der Rufnummer.

Bei Antragstellern, die ihre Wunschrufnummer nicht zugeteilt bekom-

men, weil

● ihnen gegenüber mindestens ein anderer Antragsteller bevor-

rechtigt ist oder

● einem anderen Antragsteller die Rufnummer zugelost ist oder

● einem anderen Antragsteller die Rufnummer zugeteilt ist, weil 

dessen Antrag frühzeitiger vorlag,

wird – nachdem alle zum gleichen Zeitpunkt eingegangenen Wunsch-

rufnummern zugeteilt wurden – der erste Ersatzwunsch berücksichtigt 

und wie oben beschrieben bearbeitet. Dieses Verfahren wird ent-

sprechend bis zum vierten Ersatzwunsch fortgesetzt.

Kann weder die Wunschrufnummer noch einer der Ersatzwünsche 

zugeteilt werden, so wird dem Antragsteller eine beliebige Rufnum-

mer zugeteilt, sofern er dies im Antrag gewünscht hat. Wenn weder 

die Wunschrufnummer noch die Ersatzwünsche zugeteilt werden 

können und die Zuteilung einer beliebigen Nummer nicht gewünscht 

wird, erfolgt eine gebührenpflichtige Ablehnung des Antrages. Sind 

im Antrag keine Wunschrufnummern angegeben worden, so wird 

dem Antragsteller eine beliebige Rufnummer zugeteilt. Das gilt auch 

in dem Fall, in dem weder eine Wunschrufnummer angegeben wur-

de, noch das Feld „Beliebige Rufnummer“ angekreuzt wurde.

3.4.2 Regelung ab dem 01.03.2024

Bei der Entscheidung über die zuzuteilende Rufnummer wird  

zunächst nur die Wunschrufnummer betrachtet.

Wenn mehrere Antragsteller die Zuteilung derselben Rufnummer 

zeitgleich beantragen, wird Antragstellern, bei denen kumulativ die 

folgenden Voraussetzungen erfüllt sind, eine Bevorrechtigung ein-

geräumt:

1. Bei der beantragten Rufnummer sind die sechs Ziffern der 

Teilnehmerrufnummer identisch mit den sechs Ziffern der Teil-

nehmerrufnummer mindestens einer Premium-Dienste Ruf-

nummer, die dem Antragsteller bereits zugeteilt ist (einzubet-

tende Rufnummer).

2. Die einzubettende Rufnummer ist dem Antragsteller bereits 

seit mindestens dem 10.05.2023 zugeteilt.

3. Die einzubettende Rufnummer war in der Schaltungsdaten-

bank der Bundesnetzagentur zwischen dem 01.03.2022 und 

dem 29.02.2023 zumindest an einem Tag als geschaltet  

gemeldet.

Anträge, bei denen zu Unrecht angegeben ist, dass eine Bevorrech-

tigung vorliegt, gelten als Anträge ohne Bevorrechtigung.

Wenn mehrere gleichberechtigte Antragsteller die Zuteilung dersel-

ben Rufnummer zeitgleich beantragen, entscheidet ein elektroni-

sches Losverfahren über die Zuteilung der Rufnummer.

Bei Antragstellern, die ihre Wunschrufnummer nicht zugeteilt bekom-

men, weil

● ihnen gegenüber mindestens ein anderer Antragsteller bevor-

rechtigt ist oder

● einem anderen Antragsteller die Rufnummer zugelost ist oder

● einem anderen Antragsteller die Rufnummer zugeteilt ist, weil 

dessen Antrag frühzeitiger vorlag,

wird – nachdem alle zum gleichen Zeitpunkt eingegangenen 

Wunschrufnummern zugeteilt wurden – der erste Ersatzwunsch 

berücksichtigt und wie oben beschrieben bearbeitet. Dieses Ver-

fahren wird entsprechend bis zum vierten Ersatzwunsch fortgesetzt.

Kann weder die Wunschrufnummer noch einer der Ersatzwünsche 

zugeteilt werden, so wird dem Antragsteller eine beliebige Rufnum-

mer zugeteilt, sofern er dies im Antrag gewünscht hat. Wenn weder 

die Wunschrufnummer noch die Ersatzwünsche zugeteilt werden 

können und die Zuteilung einer beliebigen Nummer nicht gewünscht 

wird, erfolgt eine gebührenpflichtige Ablehnung des Antrages. Sind 
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im Antrag keine Wunschrufnummern angegeben worden, so wird 

dem Antragsteller eine beliebige Rufnummer zugeteilt. Das gilt auch 

in dem Fall, in dem weder eine Wunschrufnummer angegeben wur-

de, noch das Feld „Beliebige Rufnummer“ angekreuzt wurde.

3.5 Frühestes Wirksamwerden der Zuteilung bei Rufnummern 
mit der Dienstekennzahl 9000, 9002, 9004, 9006, 9007 oder 9008

Als Datum für das Wirksamwerden der Zuteilung wird im Falle der 

Dienstekennzahlen 9000, 9002, 9004, 9006, 9007 oder 9008 kein 

Datum festgesetzt, das vor dem 01.12.2024 liegt.

3.6 Anforderung von Nachweisen

Zur Prüfung des Vorliegens der Zuteilungsvoraussetzungen, ins-

besondere der Nutzungsabsicht (Abschnitt 4.1 des Nummernplans) 

werden in besonders gelagerten Fällen Nachweise, etwa zum geplan-

ten Geschäftsmodell, angefordert. Dies ist vornehmlich dann der 

Fall, wenn ein Verdacht auf missbräuchliche Nutzung besteht, in 

der Vergangenheit gegenüber dem Antragsteller eine oder mehrere  

Anordnungen nach § 123 Abs. 1 TKG ergangen sind oder eine 

ungewöhnlich hohe Anzahl von Rufnummern beantragt wird.

3.7 Gebührenerhebung

Jede Antragsbearbeitung ist gebührenpflichtig.

Nach § 15 Bundesgebührengesetz vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 

3154), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 

(BGBl. I S. 3019) geändert worden ist, kann eine individuell zure-

chenbare öffentliche Leistung, die auf Antrag zu erbringen ist, von 

der Zahlung eines Vorschusses oder von einer Sicherheitsleistung 

bis zur Höhe der voraussichtlich entstehenden Gebühren und Aus-

lagen abhängig gemacht werden. Geht der Vorschuss nicht frist-

gerecht ein, wird das Antragsverfahren von Amts wegen eingestellt.

Die Gebührenfestsetzung ergeht in einem gesonderten Bescheid.

4. Wiederverwendung freigewordener Rufnummern

Durch Widerruf, Rücknahme oder Erlöschen einer Zuteilung bzw. 

durch Rückgabe freigewordene Rufnummern werden erst ab dem 

gemäß Abschnitt 7 b) festgelegten Zeitpunkt (Stichtag) neu zuge-

teilt. Alle bis zum Stichtag eingegangenen Anträge gelten als zeit-

gleich eingegangen. Bei Rufnummern, die genutzt waren, liegt der 

Stichtag – mit Ausnahme der in Abschnitt 5.3.3 des Nummernplans 

geschilderten Fälle – 180 Tage nach dem Datum des Freiwerdens. 

Bei Rufnummern, die nicht genutzt waren, liegt er 90 Tage nach 

dem Datum des Freiwerdens. Die Feststellung, ob eine Rufnummer 

genutzt war, erfolgt anhand des elektronischen Verzeichnisses bei 

der Bundesnetzagentur, in dem die Schaltungsmeldungen der Netz-

betreiber verwaltet werden.

Ein Antrag auf eine wieder frei gewordene Rufnummer kann nur  

berücksichtigt werden, wenn die wieder frei gewordene Rufnum-

mer auf dem Antragsformular als Wunschrufnummer eingetragen ist 

(als Ersatzwunsch werden zum Zeitpunkt der Antragstellung noch 

gesperrte Nummern nicht berücksichtigt).

5. Vanity-Nummern

Vanity-Nummern sind Nummern, bei denen die Umsetzung der Teil-

nehmerrufnummer in Buchstaben einen bestimmten Namen oder 

Begriff ergibt oder enthält.

Eine Vanity-Nummer für Premium-Dienste wird aus den sechs 

Ziffern der Teilnehmerrufnummer gebildet. Wenn der Name oder 

Begriff aus mehr als sechs

Buchstaben besteht, gilt die Nummer als Vanity-Nummer, deren  

alphanumerische Umsetzung den ersten sechs Buchstaben des 

Namens oder Begriffs entspricht.

Nach der Empfehlung E.161 der Internationalen Fernmeldeunion 

werden Ziffern und Buchstaben wie folgt zugeordnet:

1 2    A B C 3    D E F

4    G H I 5    J K L 6    M N O

7    P Q R S 8    T U V 9    W X Y Z

0

6. Beantragung der Bestätigung und Berichtigung einer Zutei-
lung im Falle von Rechtsnachfolgen

Für die Beantragung der Bestätigung und Berichtigung einer  

Zuteilung im Falle von Rechtsnachfolgen (vgl. § 4 Abs. 6 TNV) ist 

das von der Bundesnetzagentur zur Verfügung gestellte Antrags-

formular zu verwenden (Anlage 3). Das Antragsformular ist unter 

http://www.bundesnetzagentur.de bereitgestellt und kann bei der 

unter Abschnitt 2 angegebenen Adresse angefordert werden. Wie 

das Antragsformular auszufüllen ist, ist im Hinweisblatt „Bestätigung 

und Berichtigung von Zuteilungen“ erläutert (Anlage 4). Das Hin-

weisblatt ist ebenfalls unter o. g. Internetadresse abrufbar.

7. Verzeichnisse

Die Bundesnetzagentur veröffentlicht auf der Internetseite

www.bundesnetzagentur.de/0900

ein elektronisches Verzeichnis mit folgendem Inhalt:

a) Zugeteilte Rufnummern

b) In den letzten sechs Monaten durch Widerruf, Rücknahme 

oder Erlöschen einer Zuteilung bzw. durch Rückgabe freige-

wordene Rufnummern unter Angabe des jeweiligen Stichtags, 

bis zu dem alle eingehenden Anträge auf Zuteilung der Ruf-

nummer als zeitgleich eingegangen gelten

Diese Informationen können auch über eine auf der genannten 

Seite verfügbare Suchmaske abgefragt werden. Die Suchmaske 

enthält zusätzlich den Namen und die Anschrift des aktuellen bzw. 

letzten Zuteilungsnehmers.

Eine Bereitstellung von Verzeichnissen aus der Vergangenheit 

erfolgt nicht.

8. Inkrafttreten

Die Regelungen dieser Mitteilung werden soweit nicht ein anderes 

Datum angegeben ist, ab dem 13.07.2023 angewendet. Diese Mit-

teilung ersetzt die gleichnamige Mitteilung 159/2014.

Anlagen:  (die jeweils aktuelle Fassung wird auf der Internetseite 

www.bundesnetzagentur.de bereitgestellt).

1a. Antrag auf Zuteilung einer Rufnummer (zu verwenden bis zum 

29.02.2024)

1b. Antrag auf Zuteilung einer Rufnummer (zu verwenden ab dem 

01.03.2024)

2a. Hinweisblatt (0)900 Zum Antragsformular 1a

2b. Hinweisblatt (0)900 Zum Antragsformular 1b

3. Antrag auf Bestätigung und Berichtigung von Zuteilungen aus An-

lass einer Rechtsnachfolge je Nummernbereich

4. Hinweisblatt „Bestätigung und Berichtigung von Zuteilungen“

113d 3825-4

http://www.bundesnetzagentur.de
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Mitteilung Nr. 118/2023

Veröffentlichung eines Antrages auf Erlass einer Allgemeinver-
fügung nach § 73 Absatz 2 TKG zur Abänderung des Netzab-
schlusspunktes für Passive Optische Glasfasernetze

Gemäß § 73 Absatz 1 TKG ist der Zugang zu öffentlichen Telekom-

munikationsnetzen am passiven Netzabschlusspunkt zu gewähren. 

Nach § 73 Absatz 2 TKG kann die Bundesnetzagentur von diesem 

Grundsatz Ausnahmen durch eine Allgemeinverfügung zulassen. 

Sie berücksichtigt dabei weitestmöglich die nach Artikel 61 Absatz 7 der 

Richtlinie (EU) 2018/1972 vom GEREK erstellten Leitlinien und wahrt 

die Endgerätewahlfreiheit nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EU).

Die unterzeichnenden Verbände haben unter dem 03. Juni 2022 

erstmals bei der Bundesnetzagentur eine Abänderung des Netzab-

schlusspunktes für passive FTTH-Glasfasernetze begehrt. Mehrere 

Nachfragen der Bundesnetzagentur führten zu einer Ergänzung die-

ses Schriftsatzes mit Schreiben vom 02. Juni 2023. Weiter haben 

die unterzeichnenden Verbände zur Substantiierung ihres Antrages 

die Übersendung von Beschreibungen aufgetretener technischer 

Störungen von Glasfasernetzen in Aussicht gestellt, die ggf. getrennt 

hiervon veröffentlicht werden.

Die Antragsteller beantragen,

1. festzustellen, dass in Passiven Optischen Netzen (PON) der 

Netzabschluss nach dem ONT und vor einem Router o. ä. zu 

verorten ist;

2. hilfsweise festzustellen, dass in Passiven Optischen Netzen 

(PON) der Netzabschluss in Anwendung des § 73 Abs. 2 TKG 

ausnahmsweise nach dem ONT und vor einem Router o. ä. zu 

verorten ist sowie

3. höchst hilfsweise festzustellen, dass in Passiven Optischen 

Netzen (PON) diejenigen Geräte zum Telekommunikations-

netz gehören, welche vor dem – aus Netzsicht – ersten für 

den Internetzugangsdienst (per IP-Adresse) adressier- und 

identifizierbaren Gerät liegen.

Die Antragsschriftsätze können auf der folgenden Internetseite 

abgerufen werden:

www.bundesnetzagentur.de → Fachthemen → Telekommunikation 

→ Unternehmenspflichten → Schnittstelle Netzabschluss.

Die nach § 73 Absatz 2 Satz 3 TKG zu Beteiligenden erhalten hier-

mit Gelegenheit, zu den Anträgen bis zum 15. September 2023 

bei der

Bundesnetzagentur

Referat 416

Postfach 80 01

53105 Bonn

schriftlich oder mittels E-Mail an 416.Postfach@BNetzA.de

Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen sollten per Brief und  

zusätzlich als editierbare Datei per E-Mail übersandt werden.

Die Bundesnetzagentur behält sich vor, die Stellungnahmen zu 

veröffentlichen (in einer zusammengefassten Form oder vollstän-

dig). Ausführungen, bei denen es sich um Betriebs- und Geschäfts-

geheimnisse handelt, sind entsprechend zu kennzeichnen. Eine 

um Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse bereinigte Fassung für die 

Veröffentlichung sollte in diesem Falle beigefügt werden. Wenn keine 

geschwärzte Fassung beigefügt wird, wird davon ausgegangen, dass 

die Stellungnahme keine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse enthält 

und die Stellungnahme daher unverändert veröffentlicht werden kann.

416

mailto:416.Postfach@@BNetzA.de
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Mitteilungen
Energie

Teil A
Mitteilungen der Bundesnetzagentur

Mitteilung Nr. 119/2023

NETZAUSBAU

Höchstspannungsleitung Osterath — Philippsburg (Vorhaben 2),  
Abschnitt A1 (Punkt Ried — Punkt Wallstadt)

Planfeststellung: Öffentliche Bekanntmachung über den Erlass und die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses gemäß § 24 Abs. 2 und Abs. 3 Netzausbaubeschleunigungsgesetz 
Übertragungsnetz (NABEG) i.V.m § 74 Abs. 4 und 5 (Verwaltungsverfahrensgesetz) VwVfG und § 27 Abs. 1 (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) UVPG

Die Bundesnetzagentur als Planfeststellungsbehörde gemäß § 1 Nr. 1 
Planfeststellungszuweisungsverordnung (PlfZV) hat mit Beschluss vom 
29.06.2023, Az.: 6.07.01.02/2-2-1/25.0, den Plan für das obige Vorhaben 
gemäß § 24 Abs. 1 NABEG festgestellt.

Im Verfahren wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 4 ff. 
UVPG durchgeführt. 

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetrage-
nen Einwendungen, Forderungen und Anregungen entschieden worden.

Die sofortige Vollziehung des Planfeststellungsbeschlusses ist gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet.

I. Verfügender Teil 

Der verfügende Teil des Beschlusses (A.I) lautet auszugsweise: „Der 
Plan für den Abschnitt A1 (Punkt Ried — Punkt Wallstadt) des Vorha-
bens 2 des Bundesbedarfsplangesetzes Osterath — Philippsburg der 
Amprion GmbH (im Folgenden: Vorhabenträger) wird nach Maßgabe 
der im Beschluss dargestellten Änderungen, Inhalts- und Nebenbe-
stimmungen sowie Zusagen des Vorhabenträgers festgestellt.

Der Beschluss führt alle Unterlagen des Plans, die festgestellt werden, 
auf (A.II.1): Lagepläne, Trassenpläne, Mastliste, Kreuzungs-, Bauwerks-,  
Rechtserwerbsverzeichnisse, Rechtserwerbspläne, Wegenutzungs- 
pläne, Wasserrechtliche Anträge nebst Anhang A, B und C des Land-
schaftspflegerischen Begleitplans.

Der Planfeststellungsbeschluss trifft Entscheidungen über
•  die Ausnahme (A.III.2) gemäß § 45 Abs. 7 Nr. 5 Bundesnaturschutz-

gesetz (BNatSchG) vom Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für 
die im Maßnahmenblatt VCEF02.01 formulierte CEF-Maßnahme 
zur Umsiedlung von Feldhamstern 

•  die Ausnahme (A.III.3.a) gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG vom Verbot 
des § 30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. § 13 Hessisches Ausführungs-
gesetz zum BNatschG bzw. § 33 Naturschutzgesetz des Landes 
Baden-Württemberg für die folgenden Biotoptypen: Hessen: 
„Sonstige Magerrasen“, „Extensiv genutzte Flachland-Mähwiesen“, 
„Feucht- und Nasswiesen (Sumpfdotterblumenwiesen)“; Baden- 
Württemberg: „Magerwiese mittlerer Standorte“, „Saumvegeta- 
tion trockenwarmer Standorte“ und „Gebüsch trockenwarmer, 
basenreicher Standorte“ 

•  Befreiungen und Erlaubnisse im Bereich des Naturschutzes (A.III.3.b)  
für die Naturschutzgebiete „Lochwiesen von Biblis“ (1431021) und 
„Viehwäldchen, Apfelkammer, Neuwäldchen“ (2.174), im Bereich der  
Landschaftspflege (A.III.3.c) für die Landschaftsschutzgebiete (LSG) 
„Forehahi“ (2431001) und „Straßenheimer Hof“ (2.22.018) sowie im 
Bereich der Naturdenkmalpflege (A.III.3.d) für das Naturdenkmal 
„Wingertsbuckel, Viernheimer Düne“ (139)  

•  die wasserrechtliche Genehmigung der Überspannung der im Kreu-
zungsverzeichnis aufgeführten Gewässer gemäß § 22 Hessisches 
Wassergesetz (HWG) i. V. m. § 36 Abs. 1 Satz 2 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) und die Befreiung von dem Verbot des § 49 Abs. 1 Nr. 
5 HWG im Hinblick auf die geplante Zuwegung zum Mast 4590/17 
über einen nicht öffentlichen Weg im Bereich des Deichfußes ge- 
mäß § 49 Abs. 3 HWG (A.III.4.) 

•  die forstrechtliche Genehmigung (A.III.5) für die Rodung von Wald 
zum Zwecke einer vorübergehenden Nutzungsänderung mit dem Ziel 
der späteren Wiederbewaldung gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 2 Hessisches 
Waldgesetz im Bereich des Viernheimer Kreuzes 

•  denkmalschutzrechtliche Erlaubnisse (A.III.6.) für die Errichtung 
des Vorhabens in der Umgebung folgender unbeweglicher Kultur-
denkmale in Baden-Württemberg: Mannheim-Wallstadt, mittelal-
terliche Wüstung, Ident.-Nr.: 104623914 und Mannheim-Wallstadt, 
Siedlung, Ident.-Nr.: 110462050 nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, 2 Denkmal-
schutzgesetz des Landes Baden-Württemberg; sowie für die Ge-
nehmigung nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 Hessisches Denkmalschutzgesetz 
der entsprechenden Substanzeingriffe in die folgend dargestellten 
unbeweglichen Kulturdenkmäler in Hessen: Bürstadt 4, Bürstadt 
39, Bürstadt 41, Bürstadt 44, Bürstadt 45, Bürstadt 52, Bürstadt 68,  
Biblis 51, Biblis 56, Biblis 61, Biblis 65, Biblis 77, Biblis 78, Biblis 90,  
Hofheim 8, Hofheim 9, Hofheim 37, Hofheim 45, Hofheim 47, 
Hofheim 48, Hofheim 49, Hofheim 56, Hofheim 57, Hofheim 60, 
Hofheim 64, Hofheim 65, Hofheim 75, Lampertheim 6, Lampertheim 
19, Lampertheim 41, Lampertheim 42, Viernheim 1, Viernheim 8, 
Viernheim 14 und Wattenheim 20 

•  verkehrsrechtliche Genehmigungen/Erlaubnisse (A.III.7.):  
Für die Errichtung der Neubaumasten in der Bauverbotszone von 
Bundesfernstraßen wird eine Ausnahme gemäß § 9 Abs. 8 Satz 1  

i. V. m. Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetz, sowie eine Zu- 
stimmung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 FStrG erteilt.  
Für die Errichtung der Neubaumasten in der Baubeschränkungszone 
von Landes- bzw. Kreisstraßen wird gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 1 StrG 
Hessen die Zustimmung erteilt.  
Für die temporäre Benutzung der BAB 6, der BAB 659, der B 44 und  
der B 47 durch die Installation von Rollenleinensystemen und tempo- 
rärer Schutzgerüste wird auf den Zeitraum des Baus befristet nach 
§ 8 Abs. 1 Satz 2 FStrG die Erlaubnis zur Sondernutzung erteilt. 
Für die temporäre Benutzung der L 3411 sowie der L 3110 durch die 
Installation temporärer Schutzgerüste wird nach § 16 Abs. 1 StrG 
Hessen die Erlaubnis zur Sondernutzung für den Zeitraum des Baus 
befristet erteilt. 
Für die temporäre Benutzung der K 9751 durch die Installation eines 
Rollenleinensystems bzw. temporärer Schutzgerüste wird nach § 16 
Abs. 1 StrG Baden-Württemberg die Erlaubnis für den Zeitraum zur 
Sondernutzung befristet erteilt. 

•  Nebenbestimmungen (A.V) im Bereich des Immissionsschutzes, des  
Bodenschutzes, der Landwirtschaft, des Gewässerschutzes und des  
Naturschutzes (Rückbau der Bestandsleitung, des besonderen Arten- 
schutzes inkl. Schutzmaßnahmen für hügelbauende Ameisen der 
Gattung Formica in der Viernheimer Waldheide), zudem hinsichtlich  
der Umsetzungsfrist für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, des  
Nachweises zur rechtlichen Sicherung der Ausgleichs- und Ersatz- 
maßnahmen, in Bezug auf Ersatzgeldzahlungen, zu Umweltbaube- 
gleitungen, zur Überwachung, zur Kampfmittelsondierung, zur 
Nutzung von Straßen und Wegen und zu Versorgungs- und Kom-
munikationsleitungen bzw. -anlagen. 

Der Planfeststellungsbeschluss führt die Zusagen (A.VI) auf, die der Vor-
habenträger in den schriftlichen Erwiderungen auf Stellungnahmen und  
Einwendungen im Anhörungsverfahren getroffen und damit Forderungen  
und Einwendungen Rechnung getragen hat. Dabei handelt es sich um 
fachliche Zusagen und Zusagen für einzelne Betroffene.

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen, soweit sie 
nicht durch Planänderungen, Inhalts- und Nebenbestimmungen oder 
Vorbehalte in diesem Beschluss bzw. durch Zusagen oder Planände-
rungen des Vorhabenträgers berücksichtigt worden sind oder sich 
im Laufe des Anhörungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben, 
werden zurückgewiesen (A.VII). Die Gründe hierfür ergeben sich aus 
der Begründung des Beschlusses.

Daneben werden im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses  
gesondert wasserrechtliche Erlaubnisse (A.IV) erteilt:
•  Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG:  

Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung der Mas-
ten 1003, 1010, 1016 und 1023 (Bl. 4590), des Masts 1235 (Bl. 2327) 
sowie der Masten 1 - 20 (Bl. 4689), sowie zwecks Rückbau der Masten 
235 - 252, 255 - 262, 264, 265, (Bl. 2327) und der Masten 3, 10, 16, 23, 
23A (Bl. 4590) und das hierfür beantragte Entnehmen, Zutagefördern, 
Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser entsprechend den An-
gaben in den Antragsunterlagen vom 29.11.2021, Planunterlage Reg. 
26.1, wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 5, § 12 WHG eine wasser- 
rechtliche Erlaubnis erteilt. 

•  Gewässerbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG:  
Für die baubedingten Wasserhaltungen zwecks Errichtung der Masten 
1003, 1010, 1016 und 1023 (Bl. 4590), des Masts 1235 (Bl. 2327) sowie 
der Masten 1 - 12 (Bl. 4689), sowie zwecks Rückbau der Masten 235 -  
252 (Bl. 2327) und der Masten 3, 10, 16, 23, 23A (Bl. 4590) und das 
hierfür beantragte Einleiten des gefassten Grundwassers in oberirdi-
sche Gewässer entsprechend den Angaben in den Antragsunterlagen 
vom 29.11.2021, Planunterlage Reg. 26.1 wird gemäß § 8 Abs. 1, § 9 
Abs. 1 Nr. 4, § 12 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt.  

•  Für die Herstellung der Bohrpfahlfundamente, die im Gebiet des 
Landes Baden-Württemberg gelegen sind und in den Grundwasser-
leiter eindringen oder diesen durchstoßen, wird gemäß § 8 Abs. 1, 
§ 9 Abs. 1 Nr. 4, § 12 WHG i. V. m. § 43 Abs. 2 Satz 2 WG B-W eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erteilt.

II. Rechtsbehelfsbelehrung

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Beschlusses lautet:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss  
kann innerhalb eines Monats nach  
Zustellung Klage beim 

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig
erhoben werden.

Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbe-
schluss hat gemäß § 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG keine 
aufschiebende Wirkung. 

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden  
Wirkung der Anfechtungsklage gegen den  
vorstehenden Planfeststellungsbeschluss nach  
§ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO kann nur innerhalb  
eines Monats nach Zustellung dieses  
Planfeststellungsbeschlusses beim  

Bundesverwaltungsgericht
Simsonplatz 1
04107 Leipzig

gestellt und begründet werden  
(§ 18 Abs. 5 NABEG i. V. m. § 43e Abs. 1 EnWG).

III. Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses 

1.  Der Planfeststellungsbeschluss wurde dem Vorhabenträger Amp-
rion GmbH nach § 24 Abs. 2 Satz 1 NABEG zugestellt. Da darüber 
hinaus mehr als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses 
vorzunehmen wären, wird die Zustellung gemäß § 24 Abs. 2 Satz 2 
NABEG i. V. m. § 74 Abs. 5 VwVfG durch diese öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. 

2.  Eine Ausfertigung des festgestellten Beschlusses (einschließlich 
Rechtsbehelfsbelehrung) und die planfestgestellten Unterlagen 
liegen vom 24.07.2023 bis zum 07.08.2023 in den folgenden Aus- 
legungsstellen öffentlich zur Einsichtnahme aus:  
 
Bonn  
Bundesnetzagentur Bonn, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn  
(Mo-Mi 8-16 Uhr; Do 8-17:30 Uhr; Fr 8-13 Uhr;  
barrierefreier Zugang möglich) 
 
Biblis 
Gemeinde Biblis, Darmstädter Straße 25, 68647 Biblis  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich) 
 
Bürstadt  
Stadt Bürstadt, Rathausstraße 2, 68642 Bürstadt,  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich) 
 
Heddesheim   
Amt für Bauverwaltung und Tiefbau, Fritz-Kessler-Platz, 68542 
Heddesheim (Mo, Mi, Fr 8-12 Uhr, Di 7-16 Uhr, Do 8-12 Uhr und 
14-18 Uhr; beim Bürgerservice; barrierefreier Zugang möglich) 
 
Lampertheim  
Stadt Lampertheim, Römerstraße 102, 68623 Lampertheim,  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich) 
 
Mannheim 
Stadt Mannheim, Collinistraße 1, 68161 Mannheim,  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich) 
 
Viernheim 
Stadt Viernheim, Kettelerstraße 3, 68519 Viernheim,  
(Mo-Fr 8-12 Uhr, Mo-Di 14-16 Uhr; barrierefreier Zugang möglich)

3.  Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den Betroffe-
nen und denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt (§ 74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG).

4.  Der Planfeststellungsbeschluss kann bis zum Ablauf der Rechtsbe-
helfsfrist von den Betroffenen und von denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, schriftlich oder elektronisch bei der Bundes-
netzagentur angefordert werden (§ 74 Abs. 5 Satz 4 VwVfG).  

5.  Der Planfeststellungsbeschluss kann zusätzlich ab dem 24.07.2023 
auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter www.netzaus-
bau.de/vorhaben2-a1 eingesehen werden. 

Der Präsident
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